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A. Untersuchungsanlass und -aufbau 

Zwischen Deutschland und Frankreich bestehen sehr intensive wirtschaftliche Verbin-
dungen. So stellt Deutschland aus französischer Sicht auch 2015 sowohl das unver-
ändert wichtigste Importland (Anteil 17,1% vor China mit 9,2% und Italien mit 7,4%) 
wie auch das wichtigste Exportland (Anteil 15,7% vor USA mit 7,2% und Spanien mit 
7,1%) dar1. Auch aus deutscher Sicht ist Frankreich einer der wichtigsten Handels-
partner und nimmt 2015 bei den Exporten den 2. Rang (Volumen € 103,0 Mrd. nach 
USA mit € 114,0 Mrd.) und bei den Importen den 3. Rang (Volumen € 66,9 Mrd. nach 
China mit € 91,7 Mrd. und Niederlande mit € 88,0 Mrd.) ein2.  
 
Die Intensivität der deutsch-französischen Zusammenarbeit kommt des Weiteren darin 
zum Ausdruck, dass rund 2.300 Niederlassungen französischer Unternehmen mit über 
250.000 Mitarbeitern in Deutschland sowie rund 2.000 Niederlassungen deutscher Un-
ternehmen mit über 300.000 Mitarbeitern in Frankreich bestehen3.  
 
Zur Beurteilung von Vertragspartnern stellt die Analyse von veröffentlichten Jahresab-
schlüssen einen elementaren Baustein dar. Bei ausländischen Vertragspartnern setzt 
dies grundsätzliche Kenntnisse des ausländischen Bilanzrechts voraus, um eine Ver-
gleichbarkeit mit dem inländischen Bilanzrecht herstellen zu können. 
 
Rückstellungen und provisions stellen im deutschen bzw. französischen Bilanzrecht 
bedeutsame Bilanzposten der Passivseite dar. Ein Blick auf die letzten veröffentlichten 
Konzernabschlüsse der jeweils größten Automobilhersteller Deutschlands und Frank-
reichs verdeutlicht beispielhaft auch deren Bedeutung in der Bilanzpraxis. So werden 
im Konzernabschluss 2015 der VW AG Rückstellungen von € 83,7 Mrd. oder 21,9% 
der Konzernbilanzsumme ausgewiesen4. Demgegenüber zeigen die Konzernab-
schlüsse 2015 von PSA Peugeot Citroën und von Renault provisions von € 4,5 Mrd. 
(= 9,1% der Konzernbilanzsumme)5 bzw. € 3,8 Mrd. (= 4,2% der Konzernbilanz-
summe)6. Die Rückstellungen im VW Konzernabschluss haben sich durch den soge-
nannten Abgasskandal 2015 erhöht, betrugen aber auch 2014 mit 19,6% bereits den 
doppelten bzw. vierfachen Wert der beiden französischen Unternehmen. 

 
1  Vgl. mit weiterem Nachweis pwc [Workshop Frankreich 2016], Folie 2. 
2  Vgl. Statistisches Bundesamt [Außenhandel 2015], S. 2. 
3  Vgl. zu den Zahlen aus 2014 pwc [Workshop Frankreich 2016], Folie 3. 
4  Vgl. VW [Geschäftsbericht 2015], S. 197. 
5  Vgl. PSA [Résultats Annuels 2015], S. 16. 
6  Vgl. Renault [Rapport Annuel 2015], S. 92. 

1 

2 

3 



 A. Untersuchungsanlass und -aufbau 2 

Da die Konzernabschlüsse kapitalmarktorientierter Unternehmen in der EU gem. Ver-
ordnung Nr. 1606/20027 nach den IAS/IFRS8 und damit nicht nach nationalem Recht 
aufzustellen sind, könnte angesichts der großen relativen Unterschiede der Rückstel-
lungen/provisions die Frage gestellt werden, ob die IAS/IFRS-Vorschriften möglicher-
weise national ausgelegt oder interpretiert werden. Zu diesem Thema sind in den letz-
ten Jahren eine Reihe von Untersuchungen veröffentlicht worden9. 
 
Vor Aufstellung etwaiger Konzernabschlüsse sind indes die Einzelabschlüsse (der 
Mutterunternehmen) sowohl in Deutschland wie auch in Frankreich nach nationalem 
Recht aufzustellen, weil das in Art. 5 der sogenannten IAS-Verordnung enthaltene na-
tionale Wahlrecht, auch für die (oder bestimmte) Einzelabschlüsse die IAS/IFRS zuzu-
lassen,  weder in Deutschland, noch in Frankreich ausgeübt wurde10. 
 
Deshalb stellt sich zuvor die Frage, ob bereits in den Einzelabschlüsse die deutschen 
Rückstellungen mit den französischen provisions übereinstimmen, da seit der 4. EG-
Richtlinie 1978 das Bilanzrecht in der EG (und später EU) harmonisiert sein sollte. 
Dieser Frage wird in der vorliegenden Untersuchung nachgegangen. Um den Umfang 
der Untersuchung nicht zu sprengen, werden ausschließlich die handelsrechtlichen 
Ansatzvorschriften untersucht, d.h. sowohl die handelsrechtlichen Bewertungsvor-
schriften wie auch die steuerrechtlichen Vorschriften werden nicht einbezogen.  
 
Bevor auf die Rechtsvorschriften eingegangen wird, sollen zunächst die rechtshistori-
schen, sprachlichen und konzeptionellen Ausgangspunkte dargelegt werden.  

 
7  Es handelt sich um die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des europäischen Parlaments und des 

Rates vom 19. Juli 2002 betreffend die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards. 
www.eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2002:243:0001:0004:de:PDF 

8  Soweit die IAS/IFRS das Anerkennungsverfahren der EU (Komitologie-Verfahren) durchlaufen ha-
ben. Vgl. André Jacques Dicken; Martin Henssler [Bilanzrecht], S. 317-319. Nach Anerkennung 
werden die IAS/IFRS durch EU Verordnung europäisches Recht.  Die European Financial Report-
ing Advisory Group (EFRAG) veröffentlicht regelmäßig den Stand der anerkannten IAS/IFRS. Vgl. 
EFRAG [Status EU IFRS/IAS]. Der Unterschied zwischen IAS und IFRS besteht in deren Erschei-
nungsdatum: IAS bis 2001und IFRS ab 2001. www.ifrs.org/IFRSs/Pages/IFRS.aspx 

9  So zum Beispiel die (betriebswirtschaftlichen) Dissertationen von Dirk Jödicke [Einfluss kulturel-
ler Unterschiede auf die Anwendung der IFRS] und von Martin Wehrfritz [Nationale Prägung der 
IFRS-Anwendung], die sich auf den Ländervergleich Deutschland-Frankreich bzw. Deutschland-
Großbritannien konzentrieren. In den Zusammenfassungen (Klappentexten) heißt es bei Jödicke: 
„Aktuelle empirische Untersuchungen legen allerdings nahe, dass auch vereinheitlichte Rech-
nungslegungsregeln innerhalb der EU national unterschiedlich angewandt werden.“ Und bei    
Wehrfritz: „Hinsichtlich der Wahlrechtsausübungen durch die Unternehmen zeigen die Befunde 
eine deutliche nationale Prägung der IFRS-Praxis und infolgedessen systematische Unterschiede 
zwischen den beiden Ländern. Bei der Nutzung von Ermessensspielräumen durch die Umfrage-
teilnehmer fallen die internationalen Unterschiede geringer aus; allerdings wird hier teilweise eine 
starke Heterogenität der Antworten innerhalb der einzelnen Länder festgestellt.“ 

10  Die Europäische Kommission veröffentlicht regelmäßig die Nutzung der Optionsmöglichkeiten der 
Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 durch die einzelnen Mitgliedsstaaten der EU. Vgl. Europäische 
Kommission [Nutzung der Optionen der IAS-Verordnung], S. 1/3 und 2/3. 
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B. Ausgangspunkte 

I. Rechtshistorische Ausgangspunkte 
1. Entwicklung bis zur 4. EG-Richtlinie 1978 

Im Jahr 1793 begann die Eroberung der linksrheinischen Gebiete durch Napoléon. 
1804 wurde der Code Civil (code Napoléon) eingeführt, der zumindest im Rheinland 
bis zur Einführung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 1900 fortwirkte11. Der Code de 
Commerce (Handelsgesetz) wurde 1807 erlassen12, womit zumindest für die linksrhei-
nischen Gebiete und für Frankreich zunächst dasselbe Handelsrecht13 galt. 
 
Der Code de commerce 180714 enthält in den etwa eine Seite umfassenden Art. 8 -17 
(livre premier. titre II.- des livres de commerce) erste Vorschriften zum Grundbuch 
(livre-journal), in das der Kaufmann nach Art. 8 u.a. täglich seine Forderungen und 
Verbindlichkeiten (ses dettes actives et passives) und die Geschäftsvorgänge (les ope-
rations de son commerce) aufzuzeichnen hatte, sowie zum Inventar (livre des inven-
taires), in das nach Art. 9 jährlich u.a. die beweglichen und unbeweglichen Vermö-
gensgegenstände (ses effets mobiliers et immobiliers) sowie ebenfalls die Forderun-
gen und Verbindlichkeiten (ses dettes actives et passives) zu verzeichnen waren. Wei-
tergehende Vorschriften über einzelne Aktiva/Passiva finden sich nicht. 
 
Der Code de commerce besteht in Frankreich noch heute und wurde vor allem durch 
die Einführung des Plan comptable général – PCG 1947 ergänzt, der die bis dahin 
bestehenden verschiedenen Kontenpläne vereinheitlichte sowie detaillierte Regelun-
gen zum Aufbau des Jahresabschlusses und zu den Bilanzposten beinhaltet15. 
 
Nach der Niederlage Napoléons in Waterloo und der Neuordnung Europas durch den 
Wiener Kongress 1814/1815, wurden die deutschen Einzelstaaten als „Deutscher 
Bund“ organisiert, in dem das Handelsrecht unterschiedlich angewendet wurde16. 

 
11  LVR Rheinland [Rheinland unter den Franzosen], S. 1. 
12  Außerdem wurde zuvor 1806 der Code de procédure civile (Zivilprozessordnung) sowie 1808 der 

Code d’instruction criminelle (Strafprozessordnung) und 1810 der Code pénal (Strafgesetzbuch) 
eingeführt. Im Übrigen regelte der Code de commerce bereits die Personenhandelsgesellschaften 
(Offene Handelsgesellschaft-OHG und Kommanditgesellschaft-KG) sowie die Aktiengesellschaft. 
Vgl. Uwe  Wesel [Die fünf Bücher Bonapartes], S. 1 und 3. 

13  Im Übrigen war gewerblicher Rechtsschutz bis 1874 noch nicht geregelt. Gleichwohl gelang es 
1831 der Nonne Maria Clementine Martin ihr Fabrikzeichen für „Klosterfrau Melissengeist“ bei der 
Stadt Köln zu sichern. Vgl. Ursula  Köhler-Lutterbeck,  [Mit Gott und den Preußen]. S. 2. 

14  Code de commerce 1807. Les archives de la revolution française. Verfügbar als Reproduktion der 
Bibliothèque nationale de France. www.gallica.bnf.fr/ark:/12148/bpt6k56629t 

15  Vgl. Gerhard Kloos [Transformation der 4. EG-Richtlinie], S. 103. 
16  Vgl. Gero Fuchs [Allgemeines Deutsches Handelsgesetzbuch], S. 14. 
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Bedeutsamer für die Entwicklung des Bilanzrechts nach der Reichsgründung 1871 war 
die Gründerkrise 1873 und die anschließende Reform der Rechnungslegung durch die 
Aktienrechtsnovelle 1884 mittels Einführung der (materiellen) Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung, wie dem Vorsichtsprinzip, dem Anschaffungskostenprinzip, 
dem Imparitätsprinzip, etc. mit dem Ziel der nominellen Kapitalerhaltung17. Im Folgen-
den wurden die materiellen Bilanzierungsvorschriften auch nicht in das 1897 verab-
schiedete Handelsgesetzbuch (HGB) aufgenommen, sondern verblieben weiterhin im 
Aktiengesetz (wesentliche Novellierungen 1937 und 1965).  
 
2. Umsetzung der 4. EG-Richtlinie 1978 

Durch die Harmonisierung der Rechnungslegung in der EG18 sollten sich die deut-
schen und französischen Rechnungslegungsvorschriften wieder entsprechen. Art. 20 
der EG-Richtlinie 78/660/EWG vom 25. Juli 197819 hat folgenden Wortlaut: 

Artikel 20 
 
(1) Als Rückstellungen sind ihrer Eigenart nach genau umschriebene Verluste oder Verbindlich- 
      keiten auszuweisen, die am Bilanzstichtag wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer  
      Höhe oder dem Zeitpunkt ihres Eintritts unbestimmt sind. 
(2) Die Mitgliedstaaten können außerdem die Bildung von Rückstellungen für ihrer Eigenart nach  
      genau umschriebene, dem Geschäftsjahr oder einem früheren Geschäftsjahr zuzuordnende  
      Aufwendungen zulassen, die am Bilanzstichtag als wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich  
      ihrer Höhe oder dem Zeitpunkt ihres Eintritts unbestimmt sind. ... 

Dem deutschen Begriff „Rückstellungen“ steht der französischen Begriff provisions por 
risques et charges gegenüber20. Im Übrigen ist festzustellen, dass die deutsche und 
französische Fassung21 übereinstimmt. Die 4. EG-Richtlinie 78/660/EWG wurde 1983 
in das französische Recht und 1985 in das deutsche Recht transformiert22. 

 
17  Vgl. Manfred Bolin; Jürgen Schneider [Entwicklung der Rechnungslegung], S. 1017. 
18  Die Harmonisierung der europäischen Rechnungslegung sollte durch drei EG-Richtlinien erfolgen: 

die 4. EG-Richtlinie (Bilanzrichtlinie) von 1978, die 7. EG-Richtlinie (Konzernabschlussrichtlinie) 
von 1983 und die 8. EG-Richtlinie (Abschlussprüfung) von 1984. 

19  Vierte Richtlinie des Rates vom 25. Juli 1978 aufgrund von Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des 
Vertrages über den Jahresabschluß von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen (78/660/EWG) 
www.eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31978L0660&from=DE  

20  Es kann dabei nicht von Übersetzungen gesprochen werden, weil die Amtssprachen gleichberech-
tigt nebeneinanderstehen: „In den Ratsarbeitsgruppen (Beamtenebene) zeigt sich ein unterschied-
liches Bild: Während bei der Vorbereitung von Gesetzen stets in alle Amtssprachen übersetzt wird, 
findet in der Mehrzahl der Gruppen nur noch eine Dolmetschung in die fünf großen Sprachen 
(Deutsch, Englisch, Französisch, Spanisch und Italienisch) statt. Oftmals wird sogar ganz auf Dol-
metschung verzichtet; in diesem Fall wird auf Englisch und/oder Französisch verhandelt. In ausge-
wählten Ratsarbeitsgruppen gilt seit 2004 das sog. Marktmodell, wonach die Mitgliedstaaten selbst 
über die Dolmetschung in ihre eigene Amtssprache entscheiden. Trotz der Kostenbeteiligung der 
Mitgliedstaaten an dieser Regelung, führt dies insgesamt zu Kostenersparnissen gegenüber ei-
ner EU-finanzierten Volldolmetschung aller Amtssprachen.“  
Johannes Scherb [Amts- und Arbeitssprachen der EU], S. 4. 

21  Vgl. Anhang 1. 
22  Vgl. Gerhard Kloos [Transformation der 4. EG-Richtlinie], S. 102 und 104. 
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II. Sprachliche Ausgangspunkte 
 
1. Begriffe: Rückstellungen und provisions 

Für den deutschen Begriff Rückstellung findet sich keine Legaldefinition im HGB. Viel-
mehr werden drei unterschiedliche Konzepte aufgeführt, die unter Rückstellungen zu 
erfassen sind. Im Deutschen Wörterbuch von Jacob und Wilhelm Grimm findet sich 
das Wort Rückstellung nicht. Unter dem Verb stellen/zurückstellen wird ein Vorgang 
verstanden, etwas beiseite zu bringen23, verbunden mit dem Gedanken, dass es sich 
bei diesem Vorgang um fremdes Eigentum handelt24. Im Übrigen wird unter dem Sub-
stantiv Zurückstellung die Zurückstellung vom Militärdienst erwähnt25, mithin auch ein 
Vorgang, der durch Fremdbestimmung geprägt ist. Alles in allem könnte abgeleitet 
werden, dass es sich bei einer (bilanziellen) Rückstellung um eine Reservebildung 
handelt, die fremdes Vermögen oder Fremdkapital betrifft, während eine Rücklage 
eine Reservebildung durch eigenes Vermögen oder Eigenkapital betrifft. 
 
Das französische Substantiv provision kann im Allgemeinen als Vorrat im Sinne einer 
Reserve übersetzt werden26. In der Rechnungslegung wird der Begriff (wie im Deut-
schen) zumeist im Plural (provisions) verwendet, und zwar grundsätzlich mit Zusatz-
bezeichnungen. So bedeuten les provisions d’une entreprise die Rückstellungen eines 
Unternehmens oder provisions pour pensions die Pensionsrückstellungen. Allerdings 
werden auch Wertberichtigungen, also Bewertungsabschläge auf Aktivposten, mit pro-
visions und entsprechenden Zusätzen bezeichnet, wie beispielsweise provisions pour 
dépréciation Wertberichtigungen (im Allgemeinen) oder provisions sur crénnces dou-
teuses Wertberichtungen auf dubiose Forderungen27.  
 
Alles in allem könnte provisions eher mit dem Begriff (bilanzielle) Risikovorsorge über-
setzt werden, der je nach dem die Aktiv- oder die Passivseite der Bilanz betrifft. Die  
provisions pour risque et charges enstprechen eher den Rückstellungen i.e.S.. 

 
23  „d) redensartlich auf einen (besondern) ort st., zurückstellen, beiseite schieben (16. jh.) ...“  

Jacob und Wilhelm Grimm [Deutsches Wörterbuch], Bd. 18, Sp. 2196. 
24  „... anschlieszend an die eigentliche verwendung: einem sein eigenthum z. ...; einem jeden wird 

das gelieferte rosz unfehlbar wieder zurückgestellt werden...“ Jacob und Wilhelm Grimm [Deut-
sches Wörterbuch], Bd. 32, Sp. 705 bis 706. 

25  Vgl. Jacob und Wilhelm Grimm [Deutsches Wörterbuch], Bd. 32, Sp. 705 bis 706. 
26  Zu weiteren Verwendungen: „provision f • (HR, GesR) Rückstellung f; Steuerrückstellung; (Lager-

) Vorräte mpl; • (Buchf) Anzahlung f, Vorschuss m; • (HR, BankR) Deckung f, Rücklage f; Guthaben 
n; • (ZivProzR) vorläufige Zuerkennung (eines Geldbetrages); (vorbehaltliche) Vorauszahlung; 
(vorläufiger) Unterhaltsbeitrag; (vom Richter zugesprochener) Teilbetrag (im Rahmen der vorläufi-
gen Vollstreckbarkeit); à défaut de ~ loc mangels Deckung; par ~ • vorläufig; • vorschussweise; 
verser une ~ loc einen Vorschuss leisten; ~ ad litem (ProzessR) Prozesskostenvorschuss m; ~ 
pour pertes Verlustrückstellung f.“ Klaus E.W Fleck [Wörterbuch Recht], S. 209. 

27  Vgl. PONS [Online-Wörterbuch], Stichwort: provisions.  
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 II. Sprachliche Ausgangspunkte 6 

2. Terminologievergleich von Schneider 

Im Jahr 1998 hat der Sprachwissenschaftler  Franz Schneider28 einen deutsch-fran-
zösischen Terminologievergleich über „Die Rückstellung in der Unternehmensbilanz“ 
veröffentlicht29.  Es handelt sich vor allem um einen konzeptionellen Vergleich, deren 
Kernthesen wie folgt zusammengefasst werden können: 

• Das deutsche Konzept der Rückstellungen ist einerseits umfassender, als das fran-
zösische Konzept der provisions pour risque et charges, aber andererseits be-
grenzter als das französische Konzept der provisions30.  

• Das französische Konzept der Differenzierung von dettes ist umfangreicher als das 
deutsche Konzept zur Differenzierung der Schulden. Da die deutschen Verbindlich-
keiten den französischen dettes certaines entsprechen, sind im deutschen Konzept 
für Rückstellungen Elemente enthalten, die aus französischer Sicht (bezogen auf 
provisions pour risque et charges) rückstellungsfremd sind31:  

 
Abb. 1: Konzeptasymmetrie deutsche Schulden – französische dettes32.  

• Die Unterscheidung von deutschen Rückstellungen mit Drittverpflichtung (Verbind-
lichkeitsrückstellungen) und ohne Drittverpflichtung (Aufwandsrückstellungen) hat 
für die französischen provisions pour risques et charges keine Relevanz.   

• Für eine Differenzierung zwischen provisions pour risques und provisions pour 
charges existiert kein genaues Unterscheidungskriterium33. 

 
28  Professor für Romanische Sprachen mit dem Schwerpunkt Wirtschaftsfranzösisch an der West-

sächsischen Hochschule Zwickau. www.fh-zwickau.de/index.php?id=1874 
29  Franz Schneider [Terminologievergleich Rückstellung]. 
30  Vgl. Franz Schneider [Terminologievergleich Rückstellung], S. 113. 
31  Vgl. Franz Schneider [Terminologievergleich Rückstellung], S. 114. 
32  In Anlehnung an Franz Schneider [Terminologievergleich Rückstellung], S. 114. 
33  Vgl. Franz Schneider [Terminologievergleich Rückstellung], S. 115. 
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 B. Ausgangspunkte 7 

Vor dem Hintergrund der Ergebnisse seiner Untersuchung entwickelt Schneider zur 
Kommunikationserleichterung die in Abb. 2 dargestellte Übersicht, die den deutschen 
Rückstellungsarten die französischen Konten zuordnet34: 
 

Deutsche Rückstellungsarten Französische Konten 

die Rückstellungen les provisions pour risques et charges (compte 15);  
les charges à payer;  
les dettes provisionnées;  
les dettes 

Rückstellungen für Garantiever-
pflichtungen; Rückstellungen für Ge-
währleistungen, die ohne rechtliche 
Verpflichtungen erbracht werden;  
Kulanzrückstellungen 

provisions pour garanties données aux clients;  
provisions Iiée aux ventes  
(toutes: compte 1512) 

Rückstellungen für Pensionen und 
ähnliche Verpflichtungen 

provisions pour pensions et obligations similiaires;  
provisions pour retraites obligatoires du personnel;  
provisions pour indemnités de fin de carrière;  
provisions pour indemnités de départ à la retraite;  
(toutes: compte 153) 

Rückstellungen für Steuern 
 

dettes fiscales (poste du bilan);  
Etat - charges à payer (compte 448);  
impôts et taxes recouvrables (compte 442);  
impôts sur les bénéfices (compte 444);  
taxes sur le chiffre d'affaires (compte 445); 
„provision destinée à faire face au paiement d'impôts exi-
gibles au cours des exercices suivants" ... 

Rückstellungen für Gewerbesteuern autres impôts, taxes et versements assimilés (compte 447) 

Rückstellungen für latente Steuern 
 

provisions pour impôts (différés) ou  
provision pour dettes fiscales latentes (compte 155) 

Rückstellungen für Prozesskosten provisions pour litiges (compte 1511) 

Verlustrückstellungen für schwe-
bende Termingeschäfte 

provisions pour pertes sur marchés à terme (compte 1513) 

Rückstellungen für Sozialplan 
 

provisions pour restructuration: autres provisions pour ris-
ques - provisions pour indemnités de licenciement (mon-
tant probable: compte 1518);  
autres charges à payer - indemnités de licenciement (mon-
tant exact: compte 4286) 

Rückstellungen für nicht genomme-
nen Urlaub (einschließlich Arbeitge-
beranteile zur Sozialversicherung) 

personnel - dettes provisionnées pour congés à payer 
(compte 4282) + organismes sociaux - charges sociales 
sur congés à payer (compte 4382) + Etat - charges fiscales 
sur congés à payer (compte 4482) 

 
34  „Der hier durchgeführte Terminologievergleich steht im Dienste eines Fachgesprächs in deutscher 

Sprache über die deutsche Rückstellung. Er soll zur Verbesserung insbesondere der Verstehens-
kompetenz dienen. Einen ... Beitrag zur Erreichung dieser Ziele leistet eine funktionale Paralleli-
sierung von deutschen Rückstellungsarten und entsprechenden französischen Konten. Das Wis-
sen darüber, welches fachliche Konzept oder welche fachlichen Konzepte in der französischen 
Systematik welchem „festgestellten" fachlichen Konzept in der deutschen Systematik funktional 
entsprechen, dürfte zu einer erheblichen Steigerung der Verständigungsqualität des Expertenge-
sprächs führen.“ Franz  Schneider [Terminologievergleich Rückstellung], S. 118 
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 II. Sprachliche Ausgangspunkte 8 

Rückstellungen für ausstehende 
Rechnungen 

congés à payer ou dettes provisionnées pour fournisseurs 
- factures non parvenues (compte 408) 

Rückstellungen für Gratifikationen, 
Tantiemen oder andere Gewinnbe-
teiligungen von Arbeitnehmern 
 

personnel - charges à payer: dettes provisionnées pour 
participation des salariés aux résultats (compte 4284); 
réserve spéciale de partizipation des salariés (compte 
4246) 

Rückstellungen für Erneuerungsver-
pflichtungen des Mieters/Pächters; 
Erneuerungsrückstellungen 

provisions pour renouvellement des immobilisations (entre-
prise concessionnaire, locataire) (compte 156) 

Verlustrückstellungen bei langfristi-
ger Fertigung 
 

autres provisions pour risques: provisions pour pertes sur 
opération en cours ou provisions pour pertes à terminaison 
(secteur du bâtiment et des travaux publics) (compte 1518) 

Rückstellungen für Bergschäden; 
Rückstellungen für Wiederauffül-
lungs- und Rekultivierungsverpflich-
tungen (Tagebau) 
 

provisions pour reconstitution des gisements miniers et 
pétrolliers (provision réglementée, compte 1423); 
provisions pour charges à répartir sur plusieurs exercices: 
provisions pour grosses réparations - provisions pour re-
mise en état des sites (compte 1572) 

Rückstellungen für Großreparaturen 
 

provisions pour charges à répartir sur plusieurs exercices - 
provisions pour grosses réparations /provisions pour trav-
aux dits „de grande visite"/ provisions pour travaux différés 
(compte 157) 

Rückstellungen für Umsatzvergütun-
gen (Boni, Rabatte) 

rabais, remises et ristournes à accorder par l’entreprise et 
autres avoirs à ètablir (compte 709) 

Rückstellungen für Leergut, Leihgut, 
Fastage, Emballage u.ä. (Pfandgeld) 

autres dettes: clients - dettes pour emballages et matériels 
consignés (compte 4196) 

Rückstellungen für Jahresabschluß- 
und Prüfungskosten 
 

comptes de charges - honoraires (compte 6226)  
comptes de régularisation - charges constatées d'avance 
(compte 486) 

Abb. 2: Zuordnung deutscher Rückstellungsarten zu französischen Konten35. 
 
Wenngleich die Übersicht aufgrund der Rechtsentwicklung nicht aktuell ist, so sind z.B. 
Aufwandsrückstellungen für Großreparaturen seit der Umsetzung des Bilanzmoderni-
sierungsgesetzes36 nicht mehr ansetzbar37, belegt sie vor allem, den deutlich engeren 
Begriff der französischen provisions pour risques et charges im Vergleich zu dem um-
fassenden deutschen Begriff der Rückstellungen. 
 
Die Thesen Schneiders werden im weiteren Verlauf der Untersuchung überprüft. Au-
ßerdem ist die Frage zu beantworten, ob und bei welchen Rückstellungen - provisions 
pour risque et charges materielle Unterschiede (dem Ansatz nach) bestehen.  

 
35  In Anlehnung an Franz  Schneider [Terminologievergleich Rückstellung], S. 118. 
36  Gesetz zur Modernisierung des Bilanzrechts (BilMoG) vom 25. Mai 2009. 

www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl109s1102.pdf 
37  Dies betrifft auch Generalüberholungen, Instandhaltungsmaßnahmen oder Sicherheitsinspektio-

nen, die regelmäßig und in mehrjährigen Intervallen anfallen, den Charakter von Erhaltungsauf-
wendungen haben und insbesondere Fluggesellschaften, chemische Industrie, Glasindustrie und 
Immobilienwirtschaft betreffen. Vgl. PKF [Rückstellungen nach dem BilMoG], S. 2. 
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 B. Ausgangspunkte 9 

III. Konzeptionelle Ausgangspunkte 
1. Bilanzielle Vorsorge im Allgemeinen 

Sollen für Ausgaben künftiger Geschäftsjahre Vorsorgen in der Bilanz getroffen wer-
den, können diese Vorsorgen die Aktivseite oder die Passivseite der Bilanz betreffen. 
 
a. Aktivseite 

Auf der Aktivseite werden Vorsorgen dadurch getroffen, dass die betroffenen Aktiv-
posten niedriger bewertet werden. Beispielsweise werden bei Kreditinstituten die er-
warteten Verluste aus dem Kreditgeschäft durch Abwertung des Forderungsbestandes 
gebildet. In diesem Fall wird auch der Begriff der Risikovorsorge verwendet. 
 
b. Passivseite 

Auf der Passivseite können Vorsorgen grundsätzlich auf zwei Arten erfolgen. Zum ei-
nen können erzielte Gewinne nicht ausgeschüttet, sondern für die Zukunft „zurückge-
legt“ werden. In diesem Fall handelt es sich um Rücklagen - réserves, die Eigenkapital 
darstellen und im Rahmen der Gewinnverwendung gebildet werden. Zum anderen 
können Aufwendungen in der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgswirksam erfasst 
werden und in einem Fremdkapitalposten eingestellt werden. In diesem Fall handelt 
es sich um Rückstellungen - provisions pour risques et charges38. 
 
Zwischen diesen passiven Vorsorgeformen bestehen weiterhin folgende Unter-
schiede. Für Rücklagen - réserves, über deren Bildung regelmäßig von den Unterneh-
menseignern (Gewinnverwendung) entschieden wird, ist keine konkrete Zweckset-
zung notwendig39. Rückstellungen - provisions pour risques et charges, die durch das 
Leitungsorgan des Unternehmens im Rahmen der Bilanzerstellung gebildet werden, 
müssen zwangsläufig konkrete oder konkretisierbare Sachverhalte betreffen40.  
 
Im nächsten Schritt sollen die im deutschen und französischen Bilanzrecht unterschie-
denen Grundtypen von Rückstellungen - provisions pour risques et charges einer ers-
ten Beschreibung und Analyse unterzogen werden, die im Anschluss daran anhand 
der detaillierten Bilanzierungsvorschriften weiter vertieft werden soll. 

 
38  Die Begriffe werden an dieser Stelle der Untersuchung zunächst wie in der deutschen und franzö-

sischen Fassung der 4. EG-Richtlinie 1978 verwendet, auch wenn sie, wie in der vorliegenden  
Untersuchung noch zu analysieren sein wird, möglicherweise nicht übereinstimmen. 

39  Vgl. beispielhaft zur Bildung und Bilanzierung von Rücklagen von Kapitalgesellschaften im deut-
schen Jahresabschluss André Jacques Dicken; Martin Henssler [Bilanzrecht], S. 152-160. 

40  Anderenfalls, also wenn keine konkreten Sachverhalte vorliegen würden, würde das Leitungsorgan 
in die Rechte der Unternehmenseigner über die Gewinnverwendung eingreifen. 
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 III. Konzeptionelle Ausgangspunkte 10 

2. Bilanzielle Vorsorge im Besonderen 

a. Grundtypen von Rückstellungen 

Nach deutschem Verständnis lassen sich drei Konzepte41 zur Bildung von Rückstel-
lungen unterscheiden: Verbindlichkeits-, Verlust- und Aufwandsrückstellungen42. 
 
aa. Verbindlichkeitsrückstellungen 

Soweit eine Verpflichtung des bilanzierenden Unternehmens besteht, werden diese 
grundsätzlich als Verbindlichkeiten erfasst. Ist deren Grund, Höhe oder spätere Erfül-
lung unsicher, werden Verbindlichkeitsrückstellungen gebildet. 
 
bb. Verlustrückstellungen 

Schwebende Geschäfte, mithin Verträge, die noch von keiner Seite erfüllt wurden, 
werden grundsätzlich nicht bilanziert. Ist allerdings absehbar, dass diese Geschäfte zu 
Verlusten führen, sind diese Verluste in einer Rückstellung zu antizipieren. 
 
cc. Aufwandsrückstellungen 

Aufwandsrückstellungen werden für nachgelagerte Ausgaben gebildet, die in gesetz-
lich definierten (Einzel-) Fällen im Geschäftsjahr erfolgswirksam erfasst werden.  
 
b. Grundtypen von provisions pour risques et charges 

Das französische Bilanzrecht trennt nicht zwischen Verbindlichkeits- und Verlustrück-
stellungen und sieht keine Aufwandsrückstellungen vor43.  
 
aa. Provisions pour risques 

Provisions pour risques umfassen die Verlust- und die (besonders) risikobehafteten  
Verbindlichkeitsrückstellungen, wie bspw. Rückstellungen für Verluste aus Terminge-
schäften (provisions pour pertes sur marchés à terme) oder Prozessrisiken (litiges)44. 
 
bb. Provisions pour charges 

Provisions pour charges sind die übrigen Verbindlichkeitsrückstellungen, bei denen die 
künftigen Ausgaben zwar mit Unsicherheiten behaftet sind, allerdings nicht in dem Um-
fang wie bei den provisions pour risques. Beispiel: Pensionsrückstellungen. 

 
41  Vgl. zu den Konzepten André Jacques Dicken; Martin Henssler [Bilanzrecht], S. 118. 
42  Die Begriffe korrespondieren direkt mit Art. 20 Abs. 1 und Abs. 2 der 4. EG-Richtlinie 1978. 
43  Wenn von der gesetzlichen Definition von passifs ausgegangen wird. Vgl. Wolfgang Dick; 

Éva  Eberhartinger [Rückstellungen in Frankreich/Deutschland], S. 380. Der Begriff provisions pour 
risques et charges korrespondiert nicht direkt mit Art. 20 Abs. 1 und 2 der 4. EG-Richtlinie 1978. 

44  Vgl. Konten 1511-1518 unter 151 Provisions pour risques des Plan comptable général 2014. 
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 C. Rechtsgrundlagen 11 

C. Rechtsgrundlagen 

I. EU-Richtlinie 2014/34/EU 
Grundlegend ist die EU-Richtlinie 2013/34/EU vom 26. Juni 201345 mit der die ur-
sprüngliche 4. EG-Richtlinie 78/660/EWG vom 25. Juli 1978 aufgehoben wurde. 
 

Artikel 12 
 

Besondere Vorschriften zu einzelnen Posten der Bilanz 
... 
(12) Als Rückstellungen werden ihrem Wesen nach genau umschriebene Verbindlichkeiten ausge- 
        wiesen, die am Bilanzstichtag wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer Höhe oder des  
        Zeitpunkts ihres Eintritts unbestimmt sind.  
         
        Die Mitgliedstaaten können außerdem die Bildung von Rückstellungen für ihrer Eigenart nach  
        genau umschriebene, dem Geschäftsjahr oder einem früheren Geschäftsjahr zuzuordnende  
        Aufwendungen zulassen, die am Bilanzstichtag als wahrscheinlich oder sicher, aber hinsicht- 
        lich ihrer Höhe oder dem Zeitpunkt ihres Eintritts unbestimmt sind.  
        ...  

 
In der 4. EG-Richtlinie 1978 wurde die Rückstellung für drohende Verluste noch explizit 
genannt („... genau umschriebene Verluste ...“). Nach der herrscheinen Meinung wer-
den Verlustrückstellungen rechtssystematisch als Unterfall der Verbindlichkeitsrück-
stellung angesehen46, so dass sich danach keine materielle Änderung ergibt47. In der 
französischen Fassung des Art. 12 schließlich beinhaltet die Formulierung unverändert 
auch die Verluste („12. Les provisions couvrent des pertes ou dettes ...“)48. 
 
Ebenso wenig sind andere Abweichungen der Sprachfassungen des Richtlinientextes 
auflösbar. So ist Voraussetzung für die Aufwandsrückstellungen unverändert die Zu-
ordnung (Verursachung) der Aufwendungen im Geschäftsjahr (oder früher). Diese For-
mulierung findet sich nunmehr ausschließlich in der deutschen Fassung, während sie 
beispielsweise in der französischen, spanischen oder englischen Fassung fehlt49.  

 
45  Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den 

Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen 
bestimmter Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates. 
www.eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013L0034&from=DE 

46  Vgl. Joachim Hennrichs [MüKo § 249 HGB], Rn. 88. 
47  Dem steht gegenüber, dass Art. 6 Abs. 5 der EU-Richtlinie 2013/34/EU die Berücksichtigung be-

reits entstandener „potentieller Verluste“ über das Vorsichtsprinzips hinaus ausdrücklich als Mit-
gliedsstaatenwahlrecht formuliert ist; vgl. Anhang 2. Daraus ließe sich schließen, dass möglicher-
weise ein Mitgliedsstaatenwahlrecht für Verlustrückstellungen eingeführt werden sollte. 

48  Vgl. Anhang 3.  In der spanischen und englischen Fassung wiederum ist der Begriff Verluste nicht 
enthalten; vgl. Anhang 4 u. 5. Im Übrigen bleibt die Frage offen, warum nunmehr dem deutschen 
Begriff Rückstellungen der französische unpräzisere Begriff provisions gegenübersteht. 

49  Vgl. Anhang 3, 4 und 5. 
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II. Deutsches Recht 
1. Handelsgesetzbuch (HGB) 

Das ursprünglich von 1897 stammende Handelsgesetzbuch (HGB) ist durch das Bi-
lanz-Richtlinien-Gesetz vom 19. Dezember 1985 durch Einfügung eines 3. Buches 
(„Handelsbücher“) umfassend reformiert worden, in dem die bis dahin in verschiede-
nen Gesetzen enthaltenen Regelungen zur Bilanzierung zusammengefasst wurden. 
Das Bilanz-Richtlinien-Gesetz transformierte u.a. die 4. EG-Richtlinie von 1978. Die 
Rückstellungen wurden in § 249 HGB geregelt. Diese Vorschrift befindet sich im 1. Ab-
schnitt des 3. Buchs, in dem die Vorschriften für alle Kaufleute geregelt sind. 
 
Nach Umsetzung des BilMoG 200950, das vor allem der Angleichung des Bilanzrechts 
an internationale Bilanzierungsregeln (IAS/IFRS) dienen sollte, beinhalten die ergän-
zenden Vorschriften für Kapitalgesellschaften keine (materiellen) Unterschiede mehr 
über Ansatz und Bewertung in der Bilanz zu den Vorschriften für alle Kaufleute. Mit 
dem BilRUG51 wurde die Bilanzrichtlinie 2013/34/EU 2015 transformiert. 
 
2. Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) 

Das deutsche Bilanzrecht beinhaltet außer der Rückstellungsabzinsungsverordnung 
(RückAbzinsV) keine weitere allgemeine Rechtsverordnung52 zur Konkretisierung der 
abstrakten Vorschriften des HGB. Auf europäischer Ebene bestehen auch keine wei-
teren Ausführungsbestimmungen, die zur Auslegung dienen könnten. 
 
Nach der Eingangsnorm § 243 Abs. 1 HGB ist der Jahresabschluss generell und für 
Kapitalgesellschaften nach § 264 Abs. 2 HGB nach den Grundsätzen ordnungsmäßi-
ger Buchführung (GoB) aufzustellen. Dabei handelt es sich um einen unbestimmten 
und mithin auslegungsbedürftigen Rechtsbegriff, den das HGB immer wieder verwen-
det, wie bspw. bei der Buchführungspflicht (§§ 238 Abs. 1 und 239 Abs. 4 HGB), den 
Bewertungsvereinfachungsverfahren (§ 256 HGB), dem Konzernabschluss (§ 297 
Abs. 2 HGB) sowie Prüfungsbericht des Abschlussprüfers (§ 321 Abs. 2 HGB). Damit 
stellt sich die Frage, welche Institutionen seitens des Gesetzgebers ermächtigt wur-
den, die Auslegung der GoB durchzuführen. In Betracht käme dem Namen nach das 
sogenannte Deutsche Rechnungslegung Standard Committe e.V.. 

 
50  Vgl. Fn. 36, Rn. 19, S. 8. 
51 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 26. Juni 2013 über den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene 
Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 
83/349/EWG des Rates (Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz) vom 17. Juli 2015. 
www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl115s1245.pdf 

52  Spezielle Verordnungen bestehen z.B. für die Rechnungslegung von Kreditinstituten-RechKredV. 
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Das mit einem multilingualen Namen versehene DRSC ist ein privates Rechnungsle-
gungsgremium nach § 342 Abs. 1 HGB. Nach § 342 Abs. 2 HGB wird vermutet, dass 
die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung beachtet werden, wenn die Standards 
(DRS) des DRSC beachtet werden, die vom Bundesjustizministerium bekanntgemacht 
worden sind. Allerdings betreffen DRSC und DRS ausschließlich die Konzernrech-
nungslegung (und dabei insbesondere die Zusatzinformationsinstrumente wie z.B. 
Segmentberichterstattung, Kapitalflussrechnung, Lageberichterstattung etc.53) und 
nicht Auslegungsfragen grundlegender Normen des Einzelabschlusses.  
 
Das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW), ein Verein, dem Wirtschaftsprüfer (WP) bei-
treten können, verfasst Stellungnahmen zur Rechnungslegung (IDW RS), wie z.B. 
IDW RS Nr. 5 zu Verlustrückstellungen oder Nr. 34 zu Verbindlichkeitsrückstellungen. 
Die Mitglieder des IDW sind verpflichtet, diese Stellungnahmen zu beachten54. Be-
merkenswert ist, dass die Wirtschaftsprüfer, die die Einhaltung der bilanzrechtlichen 
Normen in ihren Abschlussprüfungen zu beurteilen haben, gleichzeitig die zu beurtei-
lenden Normen auslegen. Außerdem obliegt die Berufsaufsicht über die deutschen 
Wirtschaftsprüfer der Wirtschaftsprüferkammer (WPK)55, deren Vorstände von den 
Mitgliedern gewählte Wirtschaftsprüfer sind. Im Gegensatz dazu ist das französische 
Pendant, der Haut Conseil du Commissariat aux comptes, eine vom Berufsstand un-
abhängige, dem Justizministerium unterstellte Aufsichtsinstitution56. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) legt in seinen Entscheidungen regelmäßig das Bilanzrecht 
und die GoB aus, da nach § 5 Abs. 1 S. 1 Einkommensteuergesetz57 die Handelsbi-
lanz für die Steuerbilanz maßgeblich ist. Die Auffassungen des BFH wiederum finden 
Eingang in die handelsrechtliche Kommentarliteratur und in die Stellungnahmen des 
IDW; Rechtsprechung des BGH findet sich nur in Ausnahmefällen58. 

 
53  Vgl. Fn. 70, Rn. 49, S.16. 
54  Unter § 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder ist in Abs. 9 der Satzung des IDW e.V geregelt: 

„Jedes Mitglied hat im Rahmen seiner beruflichen Eigenverantwortlichkeit die von den Fachaus-
schüssen des IDW abgegebenen IDW Fachgutachten, IDW Prüfungsstandards, IDW Stellungnah-
men zur Rechnungslegung und IDW Standards, welche die Berufsauffassung der Wirtschaftsprüfer 
zu fachlichen Fragen der Rechnungslegung und Prüfung sowie zu sonstigen Gegenstände und 
Inhalten der beruflichen Tätigkeit darlegen oder zu ihrer Entwicklung beitragen, zu beachten.“ 
www.idw.de/idw/portal/d626212 

55  Vgl. die Internetseite der WPK. www.wpk.de/wpk/organisation/ 
56  Vgl. Christian Schneider [Commissaires aux comptes], S. 55. 
57  „Bei Gewerbetreibenden, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften verpflichtet sind, Bücher zu füh-

ren und regelmäßig Abschlüsse zu machen, oder die ohne eine solche Verpflichtung Bücher führen 
und regelmäßig Abschlüsse machen, ist für den Schluss des Wirtschaftsjahres das Betriebsvermö-
gen anzusetzen (§ 4 Absatz 1 Satz 1), das nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung auszuweisen ist, es sei denn, im Rahmen der Ausübung eines steuerlichen 
Wahlrechts wird oder wurde ein anderer Ansatz gewählt.“ 

58  Vgl. André Jacques Dicken; Martin Henssler [Bilanzrecht], S. 22 auch mit Hinweisen zum Tomber-
ger Fall, mit dem sich sowohl der BFH wie auch der BGH auseinandergesetzt haben. 
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III. Französisches Recht 
Die französischen Bilanzierungsvorschriften finden sich im Wesentlichen im französi-
schen Handelsgesetz – dem Code de Commerce (CdC) – sowie im französischen 
Kontenplan – dem Plan Comtable Général (PCG). Der PCG enthält neben den eigent-
lichen Kontenplänen detaillierte Bilanzierungs- und Bewertungsregeln59, während das 
deutsche Bilanzrecht keine dementsprechenden Kontenpläne kennt. Der CdC wurde 
im Übrigen erstmals 1807 erlassen und geht bis auf die Ordonnance pour le commerce 
aus dem Jahr 1673 zurück. Der PCG wurde erstmals 1947 zur Vereinheitlichung der 
zuvor bereits vorhandenen verschiedenen Kontenpläne erlassen60. 
 
1. Code de Commerce (CdC) 

Die Regelungen über den Einzelabschluss enthalten die Art. L. 123-12 bis -28 der 
partie législative und Art. R. 123-172 bis -208 der partie réglementaire des CdC61. 
Aus deutscher Sicht spiegeln die beiden Teile (partie législative und partie réglemen-
taire) wohl am ehesten Gesetze bzw. Rechtverordnungen wider. Deren (durchaus 
praktikable) Zusammenfassung erfolgt in Deutschland regelmäßig nicht. 
 
In Art. L. 123-15 CdC heißt es: „... Le classement des éléments du bilan et du compte 
de résultat ainsi que les metions à  inclure dans l’annexe sont fixés par un réglement 
de l’Autorité des normes comptables.“ Hierbei handelt es sich um die Öffnungsklausel 
für den Erlass des Plan Comtable Général (PCG) durch das zentrale französische 
Rechnungslegungsgremium Autorité des normes comptables (ANC). 

 
59  Parallelen zu diesem Aufbau der Vorschriften – auch sprachlich - finden sich beispielsweise im 

spanischen Bilanzrecht mit dem Código de Commercio (CCom) und dem Plan General de Conta-
bilidad (PGC). Vgl. André Jacques Dicken [Spanisches Bilanzrecht], S. 3. 

60 Vgl. Gerhard Kloos [Transformation der 4. EG-Richtlinie], S. 103. 
61  Zu den unterschiedlichen Vorschriftengruppen führen Hans Jürgen Sonnenberger; Claus Die-

ter  Classen  (Hrsg.) [Einführung französisches Recht], S. 33, folgendes auf: „Formelle Gesetze 
sind Parlamentsgesetze, lois, lois organiques, lois de programmation, soweit sie nicht auf Volks-
abstimmung, référendum, beruhen. ... Materielle Gesetze sind die Verordnungen der Exekutive, 
d.h. die décrets und ordonnances des Präsidenten und des Premierministers sowie die arrêtés der 
Fachminister, soweit sie generelle Regelungen und nicht Einzelakte enthalten. Die besonders wich-
tigen Dekrete des Premierministers betreffen alle Materien, die nicht der begrenzten Zuständigkeit 
des Parlaments zugewiesen sind (Dekrete unter Mitwirkung des Conseil d’État) oder die Ausfüh-
rung von formellen Gesetzen zum Gegenstand haben (einfache Dekrete). Dazu kommen ordon-
nances in Angelegenheiten, die an sich in die Gesetzgebungskompetenz des Parlaments fallen, 
deren Regelungen aber nach Art. 38 der Verfassung befristet der Regierung übertragen ist. Als 
Konsequenz dieser Kompetenzverteilung greifen Parlaments- und Exekutivgesetze oft ineinander, 
so dass ein Verfahren zur Zusammenfassung der Texte entwickelt werden musste. Es entstand 
auf die Weise neben den klassischen Codes eine neuartige Kodifikation, sog. codification admi-
nistrative, die inzwischen sehr verbreitet ist. Diese Codes bestehen aus mindestens zwei ..., bis-
weilen aus drei Teilen (z.B. der CTrav), was sich in der Nummerierung der Artikel ausprägt: Parla-
mentsgesetze, partie législative, Verordnungen unter Mitwirkung des Conseil d’État, partie régle-
mentaire: décrets en Conseil d’État, einfache Verordnungen, partie décrets simples, entsprechend 
lauten die einzelnen Artikel z.B. Art. L./L.O. 11; Art. R. 11; Art. D 11.“ 
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2. Plan Comtable Général (PCG) 

Die Autorité des normes comptables (ANC) wurde 2009 durch Ordonnance 2009-79 
des Präsidenten (nach Bericht des Premierministers und des Wirtschafts-, Industrie- 
und Arbeitsministers) als Nachfolgeorganisation des Conseil national de la comptabi-
lité (CNC) und des Comité de la réglementation comptable (CRC) gegründet62. Die 
Ermächtigung der Regierung zu dieser Regelung via Ordonnance basiert auf Article 
152 1°a) LOI n° 2008-776 du 4 août 2008 de modernisation de l'économie63. 
 
Zu den Aufgaben der ANC gehören nach Art. 1 Nr. 1-4 Ordonnance 2009-79: 
1. die Formulierung von Rechnungslegungsvorschriften als règlements64. 
2. die Herausgabe von avis (Stellungnahmen) zu Rechnungslegung 
3. die Herausgabe von avis zur internationalen Rechnungslegung 
4. die Koordination und Zusammenfassung der theoretischen/methodologischen Ar-

beiten der Rechnungslegung in Form von études (Studien) und recommandations  
 
Der Präsident des ANC ist Patrick de Cambourg65, seit 2014 Ehrenvorsitzender (und 
zuvor Vorsitzender) der französischen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Mazars66.    
 
Das ANC verfügt über folgende Gremien67: das collège, die commission des normes 
comptables privées und die commission des normes contables internationales; außer-
dem bestehen entsprechende groupes de travail (Arbeitsgruppen)68. Die Gremien und 

 
62  Vgl. Ordonnance n° 2009-79 du 22 janvier 2009 créant l'Autorité des normes comptables.  

www.legifrance.gouv.fr/affichTexte.do?cidTexte=JORFTEXT000020137892 
63  „...créer une nouvelle autorité chargée de définir les normes de la comptabilité privée;“ 

www.legifrance.gouv.fr/affichTexte.do?cidTexte=JORFTEXT000019283050 
64  „Elle établit sous forme de réglements les prescriptions comptables générales et sectorielles ...“. 

Da die Übersetzung französischer Rechtsgriffe in deutsche Rechtsgriffe (et vice versa) mitunter 
schwierig ist, weshalb an dieser Stelle und im Weiteren die Originalbegriffe verwendet werden. 

65  Vgl. die Internetseite des ANC www.anc.gouv.fr unter a propos l’ANC. 
66  Vgl. www.mazars.com/users/our-team/Patrick-de-Cambourg. Bei Mazars handelt es sich im Übri-

gen um eine in Deutschland wenig bekannte, aber in Frankreich bedeutende Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, die auch von dem Umstand profitiert, dass in Frankreich Aktiengesellschaften 
(Société Anonyme), die einen Konzernabschluss aufstellen oder börsennotiert sind, zwei Ab-
schlussprüfer (joint audit) beauftragen müssen; vgl. KPMG [Corporate Governance: Frankreich].  

 Es kann im Übrigen vermutet werden, dass  auch die als Big 4 bezeichneten weltweit tätigen größ-
ten Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (pwc, Deloitte, EY und KPMG) ein joint audit mit einer (eher) 
nationalen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vor einer Zusammenarbeit mit einem der internationa-
len Hauptkonkurrenten vorziehen dürften. Jedenfalls ist Mazars eigenen Angaben zufolge Ab-
schlussprüfer bei 12 der 40 Gesellschaften des mit dem DAX vergleichbaren CAC 40, bei 38 der 
120 Gesellschaften des SFB 120 sowie bei 75 der 250 Gesellschaften des CAC All Tradable. Vgl. 
www.mazars.fr/accueil/nos-clients unter Nos clients. Zu den verschiedenen Börsenindices der fran-
zösischen Börsen vgl. auch Anne-Sophie Cathala [Paris réorganise tous ses indices]. 

67  Vgl. Art. 1er Décret n° 2010-56 du 15 janvier 2010 relatif à l'Autorité des normes comptables. 
www.legifrance.gouv.fr/affichTexte.do?cidTexte=JORFTEXT000021696546&categorieLien=id 

68  Vgl. zu den groupes de travail der commission des normes comptables privées. 
www.anc.gouv.fr/cms/accueil/page-6/groupes-de-travail-ncp.html 
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Arbeitsgruppen sind – ähnlich wie bei internationalen Standardsettern (wie z.B. dem 
IASB)  – mit staatlichen Vertretern, sowie mit Vertretern von Universitäten, der Privat-
wirtschaft und von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften besetzt69.  
 
Damit lässt sich feststellen, dass der für die Konkretisierung der abstrakten Rech-
nungslegungsnormen des Code de Commerce notwendige Plan Comtable Général 
durch Beteiligung der verschiedenen, an der Rechnungslegung interessierten Grup-
pen zustande kommt und außerdem von staatlicher Seite zu genehmigen ist.  Ein ver-
gleichbares Verfahren ist in Deutschland mit den Standards des DRSC nur hinsichtlich 
des Konzernabschlusses gegeben, die allerdings die materiellen Kernvorschriften, wie 
beispielsweise Rückstellungen in § 249 HGB, nicht zum Gegenstand haben70. Deren 
Auslegung und die Ausfüllung des unbestimmten Rechtsbegriffs der GoB erfolgt im 
Wesentlichen durch den BFH und durch das IDW. 
 
Der aktuelle Plan Comtable Général (PCG) wurde mit réglement N°2014-03 vom 
5. Juni 2014 neu gefasst, mit arrêté vom 8. September genehmigt und im Journal offi-
ciel de la République française vom 15. Oktober 2014 veröffentlicht71. Der PCG hat 
einen Umfang von 177 Seiten und ist in vier Bücher aufgeteilt: 

I. Generelle Rechnungslegungsprinzipien (einschließlich der grundsätzlichen 
Vorschriften für die Posten der Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung) 

II. Spezielle Rechnungslegungsvorschriften für Einzelfälle (beispielsweise für 
Energiezertifikate, langfristige Fertigung, Fusionen) 

III. Schemata für die Bilanz und GuV sowie Regelungen zum Anhang 
IV. Regelungen zur Führung der Buchführung und der (eigentliche) Kontenplan 
 
Der ANC veröffentlicht auf seiner Internetseite ein sogenanntes Recueil des normes 
comptables françaises72, ein Kompendium über 550 Seiten, das den PCG enthält, wo-
bei den Passagen des PCG auch die règlements, recommendations, avis (und weitere 
Informationen, wie z.B. notes de présentation) des ANC (und teilweise auch der Vor-
gängerinstitutionen CRC und CNC) sachlich zugeordnet sind. 

 
69  Vgl. z.B. zu den Mitgliedern der Kommissionen www.anc.gouv.fr/cms/accueil/page-6.html. 
70  Die meisten Standards betreffen neben spezifischen Konsolidierungsthemen vor allem die Zusatz-

informationsinstrumente wie Segmentbericht, Kapitalflussrechnung, Risiko- und Lagebericht. Vgl. 
die Auflistung unter www.drsc.de/service/drs/standards/index.phpetc. Eine Ausnahme bildet DRS 
12 Immaterielle Vermögenswerte des Anlagevermögens. 

71 Vgl. www.anc.gouv.fr/files/live/sites/anc/files/contributed/Normes%20francaises/Réglements/ 
2014/Reglt2014-03/Reglt%202014-03_Plan%20comptable%20general.pdf. 
Grundlage ist Art. 4 Ordonnance 2009-79, nach dem die règlements des ANC im Journal officiel 
de la République française (JORF) veröffentlicht werden, nach dem sie zuvor durch arrêté (Erlass) 
verschiedener Minister genehmigt sein müssen: „Les règlements adoptés par l'autorité sont publiés 
au Journal officiel après homologation par arrêtés conjoints du ministre chargé de l'économie, du 
garde des sceaux, ministre de la justice, et du ministre chargé du budget.“ 

72 Vgl. ANC [Recueil des normes comptables françaises]. (Abbildung des Deckblatts in Anhang 6) 
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D. Ansatz von Rückstellungen 

I. Grundkonzept 
Kernvorschrift des deutschen Bilanzrechts ist § 249 HGB: 
 

§ 249 Rückstellungen 
 
(1) Rückstellungen sind für ungewisse Verbindlichkeiten und für drohende Verluste aus schweben- 
      den Geschäften zu bilden. Ferner sind Rückstellungen zu bilden für 
      1. im Geschäftsjahr unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung, die im folgenden Ge- 
          schäftsjahr innerhalb von drei Monaten, oder für Abraumbeseitigung, die im folgenden Ge- 
          schäftsjahr nachgeholt werden 
      2. Gewährleistungen, die ohne rechtliche Verpflichtung erbracht werden. 
(2) ... 

 
Indes folgt das Bilanzgliederungsschema in § 266 HGB73 nicht diesen konzeptionellen 
Rückstellungsbegriffen, sondern ist gegliedert in: 1. Rückstellungen für Pensionen ...; 
2. Steuerrückstellungen und 3. sonstige Rückstellungen. 
 
Der Posten Rückstellung wurde erstmals im Rahmen der Aktienrechtsnovelle 1931 in 
das Bilanzgliederungsschema aufgenommen74, wobei allerdings nach wie vor unklar 
war, ob es sich um einen Fremdkapital- oder Eigenkapitalposten und mithin um eine 
Bilanzierungspflicht oder ein -wahlrecht handelte. Auch waren die anzuwendenden 
Konzepte (Verbindlichkeiten, Drohverluste, Aufwendungen) nicht geregelt75, und es 
findet sich auch keine Legaldefinition der Rückstellung. Gleichwohl hatte der Reichsfi-
nanzhof (RFH) bereits 1929 eine Definition formuliert: „Die Rückstellung ist die Bewer-
tung einer am Bilanzstichtag (wenn auch nicht bürgerlich-rechtlich) bestehenden in ih-
rem Betrag meist noch nicht feststehenden Schuld oder eines in seiner Höhe meist 
noch nicht feststehenden Verlusts, eine Rücklage dagegen ist die Berücksichtigung 
einer erst in ein künftiges Wirtschaftsjahr fallenden Ausgabe.“76 
 
Eine abschließende Konkretisierung (als Fremdkapital) findet sich erst in § 152 Abs. 7 
AktG 1965, wonach Pensionsrückstellungen, bestimmte Instandhaltungsrückstellun-
gen, Kulanzrückstellungen und sonstige Rückstellungen anzusetzen sind77. 

 
73  § 266 HGB ist nach §§ 264 Abs. 1 S. 1 HGB und 264a Abs. 1 HGB nur für Kapitalgesellschaften 

und haftungsbeschränkte Personengesellschaften anwendbar. 
74  Zuvor findet sich der Begriff Rückstellungen nicht im Handelsrecht, wenngleich sie in der Bilanzie-

rungspraxis gebildet wurden. Vgl. Adler/Düring/Schmaltz [Kommentar/6], § 249 HGB, Rn. 1. 
75  Vgl. Adler/Düring/Schmaltz [Kommentar/6], § 249 HGB, Rn. 1-3. 
76  RFH vom 17.12.1929, IAa 643/29, RStBl. 30, 95 zitiert nach Ludwig Mirre, Hans Dreutter [Hand-

kommentar/II]. § 6 KStG. Einkommen. S. 411. 
77  Vgl. Adler/Düring/Schmaltz [Kommentar/6], § 249 HGB, Rn. 6-7. 
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II. Detailkonzepte 
1. Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten 

Die Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten (§ 249 Abs. 1 S. 1 1. Alt. HGB) ist 
vermutlich mit der komplizierteste Bilanzposten überhaupt. Ursache hierfür dürfte die 
Vielzahl der (der Rückstellungsbildung) zugrunde gelegten Kriterien sein, die mangels 
weiterer rechtlicher Bestimmungen, durch Auslegung gewonnen werden müssen. Den 
GoB kommt vor diesem Hintergrund besondere Bedeutung zu. 
 
Nach deutschem Verständnis haben Bilanzierungssachverhalte die folgenden Voraus-
setzungen für eine Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten zu erfüllen78: 
 
1. Vorliegen einer privat-rechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Außenverbindlichkeit. 

Damit grenzt sich die Verbindlichkeitsrückstellung vor allem von der Aufwandsrück-
stellung ab, bei denen künftige Ausgaben zurückgestellt werden, ohne dass eine 
Verbindlichkeit vorliegt. Allerdings sind nach herrschender Meinung neben rechtli-
chen auch faktische Verbindlichkeiten zurückzustellen, denen sich ein Unterneh-
men nicht entziehen kann oder will, wie z.B. Kulanzrückstellungen79. 
 

2. Vorliegen von Ungewissheit hinsichtlich der nachfolgenden Kriterien (allerdings bei 
einer Wahrscheinlichkeit von mehr als 50% sowie Einschätzbarkeit der Höhe): 
• Bestehen einer Verbindlichkeit, wie z.B. bei einer gegen das bilanzierende Un-

ternehmen erhobenen Schadensersatzforderung seitens Dritter, oder (künftige) 
Entstehen einer Verbindlichkeit, wie z.B. bei zu tragenden Prozesskosten für 
den Fall des Unterliegens bei einer anhängigen Rechtstreitigkeit. In diesen Fäl-
len wird regelmäßig zusätzlich verlangt, dass die (künftige) Verbindlichkeit wirt-
schaftlich vor dem Bilanzstichtag verursacht worden ist. Grundlegend hierfür ist 
auch die Rechtsprechung des BFH, nach der z.B. die (gesetzliche) Verpflich-
tung zur Überholung eines Hubschraubers nach Ableistung einer bestimmten 
Anzahl an Flugstunden nicht bereits zuvor verursacht wird80. 

 
78  Vgl. Joachim Hennrichs [MüKo § 249 HGB], Rn. 22 ff. 
79  Anderer Ansicht ist Joachim Hennrichs [MüKo § 249 HGB], Rn. 88. Seine Auffassung wird m.E. 

von dem Umstand gestützt, dass das BilRUG die umfassende wirtschaftliche Betrachtungsweise 
der EU Bilanzrichtlinie nicht umgesetzt hat. Dazu aus einer Stellungnahme des IDW: „Ein weiterer 
wesentlicher Aspekt, welcher nicht im Referentenentwurf berücksichtigt wurde, ist der in der EU-
Bilanzrichtlinie ... verankerte Grundsatz der wirtschaftlichen Betrachtungsweise. ... Derzeit ist im 
Gesetz die wirtschaftliche Betrachtungsweise im Bereich der Rechnungslegungsvorschriften für 
den Jahresabschluss nur für die Zuordnung von Vermögensgegenständen zum wirtschaftlichen 
Eigentümer explizit vorgegeben (§ 246 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 HGB). Es würde u.E. zur Steige-
rung der Aussagekraft handelsrechtlicher Abschlüsse beitragen, wenn im HGB geregelt wird, dass 
alle Geschäftsvorfälle nicht nur nach ihrer rechtlichen Form, sondern auch unter Berücksichtigung 
ihres wirtschaftlichen Gehalts abzubilden sind. ...“ IDW [Schreiben BilRUG], S. 2. 

80  Vgl. André Jacques Dicken; Martin Henssler [Bilanzrecht], S. 131-133. 
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und/oder 
• Höhe einer Verbindlichkeit, wie beispielsweise bei Rückstellungen für Ertrags-

steuern (Steuerrückstellungen), deren Höhe der spätere Steuerbescheid be-
stimmt. Bei Verbindlichkeiten, deren Bestehen oder Entstehen ungewiss ist, 
dürfte regelmäßig auch deren Höhe ungewiss sein, wie in den o.a. Beispielen 
zu den Schadensersatzforderungen und zur Prozesskostenrückstellung. 
und/oder  

• Wahrscheinlichkeit der Erfüllung der Verbindlichkeit, wie z.B. bei Pensionsver-
pflichtungen, bei denen die spätere Leistungsdauer versicherungsmathema-
tisch geschätzt wird. Ob generell bei Verpflichtungen ein möglicher Berechtigter 
Kenntnis von seinen Ansprüchen haben muss, damit eine entsprechende Wahr-
scheinlichkeit (>  50%) vorliegt, ist umstritten81. Noch weitergehend sind die 
Anforderungen der BFH-Rechtsprechung bei öffentlich-rechtlichen Verpflich-
tungen, wie z.B. bei der Altlastensanierung. In diesen Fällen muss ein Gesetz 
(oder die Verfügung einer zuständigen Behörde) ein inhaltlich genau definiertes 
Handeln des Unternehmens in einem bestimmten Zeitraum erfordern, das bei 
Nichtbeachtung außerdem sanktionsbewährt sein muss82. Diese Anforderun-
gen werden handelsrechtlich als zu weitgehend eingestuft. 

 
Bis auf das Kriterium der wirtschaftlichen Verursachung, scheinen die anderen Krite-
rien mit Art. 12 Abs. 12 der EU-Richtlinie (wahrscheinlich oder sichere Verbindlichkei-
ten mit unbestimmter Höhe oder unbestimmtem Eintrittszeitpunkts) kompatibel. 
 
Auf der Grundlage dieser Kriterien ergibt sich eine große Spannbreite der unter den 
Verbindlichkeitsrückstellungen zu erfassenden Sachverhalte83, die von mehr oder we-
niger sicher feststehenden Verbindlichkeiten reichen, wie z.B. bei nicht genommenen 
Urlaubstagen von Mitarbeitern, bis hin zu kaum einschätzbaren Prozessrisiken84 oder 
z.B. Kosten für den Rückbau von Kernkraftwerken in 20 oder 30 Jahren85. Gleichwohl 
werden diese Verbindlichkeitsrückstellungen nach § 266 Abs. 3 HGB unter „B.3. Sons-
tige Rückstellungen“ ausgewiesen und müssen nach § 285 Nr. 12 HGB nur dann er-
läutert werden, wenn sie einen nicht unerheblichen Umfang haben86. 

 
81  So jedenfalls die Auffassung von Joachim Hennrichs  [MüKo § 249 HGB], Rn. 63-66. 
82  Vgl. André Jacques Dicken; Martin Henssler [Bilanzrecht], S. 129-130. 
83  Vgl. die in den Kommentaren zum Bilanzrecht regelmäßig aufgeführten ABC oder Einzelfälle, wie 

z.B. Adler/Düring/Schmaltz [Kommentar/6], § 149 HGB Rn. 133. 
84  So hat beispielsweise die Deutsche Bank im Geschäftsjahr 2014 insgesamt € 400 Mio. für die 

Rückerstattung von Kreditbearbeitungsgebühren wegen geänderter BGH Rechtsprechung zurück-
gestellt; vgl. Deutsche Bank [Geschäftsbericht 2015], S. 61. 

85  So betragen die Rückstellungen für Entsorgung im Kernenergiebereich bei RWE € 10,5 Mrd., de-
ren Inanspruchnahme 2020 bis 2050 erfolgen soll. Vgl. RWE [Geschäftsbericht 2015], S. 32. 

86  Was darunter zu verstehen ist, konkretisiert auch die IDW Stellungnahme zu Einzelfragen zur Bi-
lanzierung von Verbindlichkeitsrückstellungen IDW [RS HFA 34], Rn. 55, nicht. 

60 

61 



 II. Detailkonzepte 20 

2. Rückstellungen für drohende Verluste (schwebende Geschäfte) 

Grundsätzlich sind Geschäfte, die noch von keiner Seite erfüllt wurden (schwebende 
Geschäfte), nicht zu bilanzieren, da von deren Ausgeglichenheit ausgegangen wird. 
Wenn letzteres nicht mehr vorliegt, ist aufgrund des Vorsichtsprinzips im Verlustfall 
eine Rückstellung zu bilden. Dass nur Verluste aus schwebenden Geschäften zu einer 
Rückstellung führen, deckt sich nicht mit dem Wortlaut der EG-Richtlinie 197887. Wird 
nach der EU-Richtlinie 2013 (entgegen der französischen Fassung) nunmehr von ei-
nem Wahlrecht ausgegangen, dürfte die deutsche Einschränkung damit vereinbar 
sein. Steuerrechtlich sind Verlustrückstellungen verboten (§ 5 Abs. 4a EStG). 
 
3. Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung 

Bis zum Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) 2009, bestand ein allgemeines 
Bilanzierungswahlrecht für Aufwandsrückstellungen88, das vollständig entfallen ist. 
Für die besonderen Aufwandsrückstellungen für unterlassene Instandhaltung sowie 
für Abraumbeseitigung besteht nunmehr eine Bilanzierungspflicht (bei Einhaltung der 
Nachholfristen), die sich aus der gewünschten steuerlichen Wirkung erklärt89. 
 
4. Rückstellungen für Gewährleistungen ohne Rechtspflicht 

Gewährleistungen, die ohne rechtliche Verpflichtungen erbracht werden, werden auch 
als Kulanzleistungen bezeichnet. Fraglich ist, ob es sich bei der Rückstellung für Ku-
lanzleistungen (§ 249 Abs. 1 Nr. 2 HGB) um eine Rückstellung für ungewisse (fakti-
sche) Verbindlichkeiten oder um eine besondere Aufwandsrückstellung handelt.  
 
Würde der herrschenden Meinung gefolgt, sind Rückstellungen auch für faktische Ver-
bindlichkeiten bilanzierungspflichtig, womit die Vorschrift überflüssig wäre. Anderen-
falls (Zulassung nur  rechtlicher Verbindlichkeiten) würde die Vorschrift § 249 Abs. 1 
S. 1 HGB zuwiderlaufen. Für eine Aufwandsrückstellung müsste, jedenfalls nach der 
deutschen Fassung der EU-Richtlinie, die Verursachung vor dem Bilanzstichtag lie-
gen. Dies aber kann bei Kulanzleistungen bezweifelt werden, wenn unterstellt wird, 
dass deren Gewährung vor allem mit dem künftigen Absatz der Produkte verbunden 
wird90. Damit lässt sich der Charakter dieser Rückstellung nicht abschließend klären. 

 
87  Vgl. Joachim Hennrichs  [MüKo § 249 HGB], Rn. 97. 
88  § 249 Abs. 2 HGB aF: „Rückstellungen dürfen außerdem für ihrer Eigenart nach genau umschrie-

bene, dem Geschäftsjahr oder einem früheren Geschäftsjahr zuzuordnende Aufwendungen gebil-
det werden, die am Abschlußstichtag wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer Höhe oder 
des Zeitpunkts ihres Eintritts unbestimmt sind.“ 

89  Vgl. Hans Friedrich Gelhausen; Gerd Fey, Georg Kämpfer [Kommentar BilMoG], S. 105. Ein Bilan-
zierungswahlrecht würde nach dem Beschluss des großen Senats aus 1969 zu einem steuerrecht-
lichen Bilanzierungsverbot führen. Vgl. André Jacques Dicken [Bilanzsteuerrecht], S. 34. 

90  So jedenfalls André Jacques Dicken; Martin Henssler [Bilanzrecht], S. 128. 
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E. Ansatz von provisions pour risques et charges 

I. Definitorischer Rückstellungsbegriff 
1. Definition passifs – dettes – provisions 

Im Code de commerce finden sich nahezu keine Vorschriften zu provisions. Es wird 
die grundsätzliche Aufnahme von provisions in die Bilanz (Art. R. 123-190) und die 
Gewinn- und Verlustrechnung (Art. L. 123-13) erwähnt, und bestimmt, dass auch im 
Verlustfall provisions nécessaires zu bilden sind (Art. L 123-20). Materiell bedeutsam 
hingegen ist das Wahlrecht in Art. L. 123-13, Pensionsleistungen des Unternehmens 
(„... engagements de l’entreprise en matière de pension, ... compléments de retraite, 
... idemnités et allocations en raison du départ à la retraite ou avantages similaires ...“) 
wahlweise im Anhang aufzunehmen oder dafür Rückstellungen zu bilden91. 
 
Ausgangspunkt für die Definition einer Rückstellung ist im ersten Schritt die Definition 
eines Passivpostens in Art. 321-1 Plan comptable général (PCG): 
 

Section 1 – Définition des passifs 
 
Art. 321-1 
1. Un passif est un élément du patrimoine ayant une valeur économique négative pour l'entité, c'est-

à-dire une obligation de l'entité à l'égard d'un tiers dont il est probable ou certain qu'elle provo-
quera une sortie de ressources au bénéfice de ce tiers, sans contrepartie au moins équivalente 
attendue de celui-ci. L'ensemble de ces éléments est dénommé passif externe.  

2. Cette obligation peut être d'ordre légal, réglementaire ou contractuel. Elle peut également dé-
couler des pratiques passées de l'entité, de sa politique affichée ou d'engagements publics suf-
fisamment explicitées qui ont créé une attente légitime des tiers concernés sur le fait qu'elle as-
sumera certaines responsabilités.  

3. Le tiers peut être une personne physique ou morale, déterminable ou non. ... 
 
Nach Art. 321-1 Nr. 1 PCG ist ein Passivum ein Vermögensbestandteil mit einem für 
ein Unternehmen negativem wirtschaftlichen Wert, d.h. eine Verpflichtung des Unter-
nehmens gegenüber einem Dritten, die wahrscheinlich oder sicher einen Mittelabfluss 
zugunsten des Dritten verursacht, ohne zumindest äquivalente Gegenleistung von die-
sem. Bezogen auf den letzten Halbsatz bedeutet dies, dass, solange der Verpflichtung 
eine äquivalente Gegenleistung gegenübersteht, kein Passivum entstanden ist. Dies 
entspricht dem deutschen Grundsatz der Nichtbilanzierung schwebender Geschäfte, 
als Geschäfte, die von keinem Kontrahenten bislang erfüllt wurden92. 
 
Aufwandsrückstellungen nach dem deutschen Konzept sind durch diese Definition 
grundsätzlich nicht abgedeckt. Es wird zu prüfen sein, ob sich der PCG daran hält. 

 
91  vgl. zu deutschen Wahlrechten Adler/Düring/Schmaltz [Kommentar/6], § 249 Rn. 187. 
92  Vgl. André Jacques Dicken; Martin Henssler [Bilanzrecht], S. 137. 
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Nach Art. 321-1 Nr. 2 PCG kann diese Verpflichtung gesetzlicher, vorschriftsmäßiger 
oder vertraglicher Art sein. Außerdem kann sich die Verpflichtung auf der Basis der 
bisherigen Unternehmenspraxis/-politik oder ausreichend klaren, offengelegten Ver-
pflichtungen ergeben, wenn Dritte erwarten dürfen, dass das Unternehmen den Ver-
pflichtungen nachkommt. Danach werden neben rechtlichen auch faktische Verpflich-
tungen miteingeschlossen, wenn Dritte mit deren Erfüllung rechnen können. Damit 
sind beispielsweise Kulanzrückstellungen durch die Definition der passifs abgedeckt. 
 
Nach Art. 321-1 Nr. 3 PCG kann Dritter eine natürliche oder juristische Person sein, 
bestimmbar oder nicht. Nach dem avis des inzwischen im ANC aufgegangenen 
Conseil national de la comptabilité (CNC) n° 00-01 vom 20. April 2000 umfasst der 
Begriff der Dritten auch Mitarbeiter des Unternehmens93, womit passifs Verpflichtun-
gen z.B. aus künftigen Pensionen, Tantiemen und Urlaubsansprüchen einschließen. 
 
Aufbauend darauf definieren die Art. 321-4 PCG und 321-5 PCG die Begriffe dettes 
und provisions danach, ob Fälligkeit und Betrag eines Passivums genau feststehen (= 
dettes)94  oder, ob Fälligkeit oder Betrag nicht genau feststehen (= provisions)95.  
Damit sind die Definitionen von provisions und von Rückstellungen nach IAS 37.2-396 
vor allem hinsichtlich der faktischen Verpflichtungen nahezu deckungsgleich: 
 

Rückstellungen 
 
2. Der Standard definiert Rückstellungen als Schulden, die bezüglich ihrer Fälligkeit oder ihrer Höhe  
    ungewiss sind. Eine Rückstellung ist ausschließlich dann anzusetzen, wenn:  
    (a) einem Unternehmen aus einem Ereignis der Vergangenheit eine gegenwärtige Verpflichtung  
         (rechtlich oder faktisch) entstanden ist;   
    (b) es wahrscheinlich ist (d.h. mehr dafür als dagegen spricht), dass zur Erfüllung der Verpflich- 
         tung ein Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen erforderlich ist; und   
    (c)  eine verlässliche Schätzung der Höhe der Verpflichtung möglich ist. Der Standard weist da- 
         rauf hin, dass eine verlässliche Schätzung nur in sehr seltenen Ausnahmefällen nicht möglich  
         sein dürfte.   
 
3. Dieser Standard definiert eine faktische Verpflichtung als eine Verpflichtung, die aus den Aktivitä- 
    ten eines Unternehmens entsteht, wenn:  
    (a) das Unternehmen durch sein bisher übliches Geschäftsgebaren, öffentlich angekündigte  
         Maßnahmen oder eine ausreichend spezifische, aktuelle Aussage gegenüber anderen Partei- 
         en seine Bereitschaft zur Übernahme gewisser Verpflichtungen angedeutet hat; und   
    (b) das Unternehmen dadurch bei den anderen Parteien eine gerechtfertigte Erwartung geweckt  
          hat, dass es diesen Verpflichtungen nachkommt.   

 
93  Vgl. Avis Conseil national de la comptabilité (CNC n°00-01 du 20 avril 2000 relatif aux passifs, 

enthalten in ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 107. 
94  „Une dette est un passif certain dont l'échéance et le montant sont fixés de façon précise.“  
95  „Une provision est un passif dont l'échéance ou le montant n'est pas fixé de façon précise.“ 
96  IAS 37 in Verordnung (EG) Nr. 1725/2003 der Kommission vom 29. September 2003 betreffend 

die Übernahme bestimmter internationaler Rechnungslegungsstandards in Übereinstimmung mit 
der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates, S. 320. 
www.drsc.de/service/docs/index.php?ixdox_do=show_doc_infos&doc_type_id=6&doc_id=709 
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2. Abgrenzung dettes – provisions – charges à payer 

Auch wenn nach der Definition dettes eigentlich nicht vorliegen können, wenn keine 
Gewissheit über Betrag und Fälligkeit vorliegt, werden bestimmte (unsichere) Schul-
den dennoch nicht unter provisions, sondern unter Charges à payer ausgewiesen. Da-
bei handelt es sich nicht um Bilanzposten eigener Art, sondern um einen Obergriff für 
diejenigen dettes, bei denen Betrag oder Fälligkeit zwar zu schätzen sind, aber mit 
einer geringeren Ungewissheit, wie bei provisions pour risques et charges97. 
 
a. Charges à payer im Allgemeinen 

Die Charges à payer umfassen zum einen die nach deutschem Verständnis antizipa-
tiven passiven Rechnungsabgrenzungsposten (Aufwand in diesem Geschäftsjahr – 
Ausgabe in folgenden Geschäftsjahren), die unter (sonstigen) Verbindlichkeiten aus-
gewiesen werden98. Beispiele hierfür sind noch zu zahlende laufende Zinsen99: 
 

5181 - Intérêts courus à payer  
5198 - Intérêts courus sur concours bancaires courants100 

 
b. Charges à payer im Besonderen 

Ein zum deutschen Bilanzrecht gravierenderer Umstand ist indes, dass Charges à 
payer auch bestimmte Sachverhalte miteinschließen, die nach deutschem Verständnis 
unter Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten zu erfassen sind. Dies betrifft 
vor allem bestimmte Sachverhalte des französischen Arbeits- und Steuerrechts: 
 
aa. Droit du travail  

In Frankreich wird eine intensive Debatte um die Reform des Arbeitsrechts geführt. So 
sind die Arbeitnehmerrechte weitgehend und der Umfang des französischen Arbeits-
rechts - geregelt im Code du travail  - in den letzten 40 Jahren von 600 auf 8.000 
Paragraphen angestiegen101. Von den folgenden Sachverhalten ist aus deutscher 
Sicht vor allem die gesetzlich geregelte Gewinnbeteiligung bemerkenswert. 

 
97  „Le critère de distinction entre les dettes et les provisions pour risques et charges porte sur la 

connaissance précise ou non du montant ou de l'échéance de la sortie de ressources nécessaire 
à l'extinction de l'obligation.  Les charges à payer sont des passifs certains dont il est parfois néces-
saire d'estimer le montant ou l'échéance avec une incertitude moindre que pour les provisions pour 
risques et charges. En conséquence, les charges à payer sont rattachées aux dettes.“ ...“ (Avis 
Conseil national de la comptabilité (CNC) n°00-01 du 20 avril 2000 relatif aux passifs. Enthalten in 
ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 107. 

98  Vgl. zum Begriff und zur Bilanzierung passiver antizipativer Rechnungsabgrenzungsposten in 
Deutschland André Jacques Dicken; Martin Henssler [Bilanzrecht], S. 171-172. 

99  Vgl. Thibaut Clermont [Comptabilisation des charges à payer].  
100 PCG enthalten in ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 476. 
101 Vgl. COFFRA [DiagnosticNews], Nr. 116 vom Juli 2015.  
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(1) Congés à payer 

Ansprüche von Arbeitnehmern wegen nicht in Anspruch genommenen Urlaubs werden 
nach deutschem Verständnis als Urlaubsrückstellungen abgebildet. Nach französi-
schem Recht werden hierfür sogenannte dettes provisionnées angesetzt102, und zwar 
auch für die darauf entfallende Sozialabgaben und Steuern: 
 

428 - Personnel - Charges à payer et produits à recevoir  
4282 - Dettes provisionnées pour congés à payer 
4382 – Charges sociales sur congés à payer  
4482 – Charges fiscales sur congés à payer  103 

 
(2) Participation des salariés aux résultats 

Unternehmen mit mindestens 50 Beschäftigten haben nach Art. L. 3322-1 ff. Code du 
travail ihre Mitarbeiter nach der folgenden Formel am Gewinn zu beteiligen104: 
 

Mitarbeiterbeteiligung = ½ x [Gewinn – 5% x Kapital] x Bruttolöhne/Wertschöpfung 
 
Die Basis bildet der Gewinn, definiert als positives Steuerergebnis105, von dem zu-
nächst eine 5%-ige Verzinsung des Eigenkapitals abgezogen wird, und der dann in 
das Verhältnis der Bruttolöhne zur Wertschöpfung (definiert als laufendes Ergebnis vor 
Personal-, Finanz- und Steueraufwendungen) gesetzt wird106. Die Gewinnbeteiligun-
gen werden regelmäßig in einem Unternehmenssparplan angelegt und nach fünf Jah-
ren an die begünstigten Mitarbeiter (einkommensteuerfrei) ausgeschüttet107. Für der-
artige Gewinnbeteiligungen würde in Deutschland vermutlich eine Rückstellung gebil-
det; nach französischem Recht werden hierfür Dettes provisionnées angesetzt: 
 

428 - Personnel - Charges à payer et produits à recevoir 
4284 - Dettes provisionnées pour participation des salariés aux résultats108 

 
102 Vgl. Jean-Louis Koessler [Bilanzrecht Frankreich], Folie 15. 
103 PCG enthalten in ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 473, 474. 
104 Vgl. Martin Henssler; Borbála Dux [Arbeitsrecht Frankreich], S. 143. 
105 Die Anknüpfung an das Steuerergebnis kann im Übrigen dazu führen, dass sich die Bemessungs-

grundlage für die Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer im Fall von Körperschaftsteuererstattungen 
erhöht, beispielsweise durch gewährte Forschungsgutschriften (crédit d’impôt de recherche). Vgl. 
COFFRA [DiagnosticNews], Nr. 62 vom September 2010. 

106 Vgl. COFFRA [DiagnosticNews], Nr. 26 vom Februar 2007. 
107 Vgl. Martin Henssler; Borbála Dux [Arbeitsrecht Frankreich], S. 143. Nach Art. L. 3324-9 Code du 

travail können seitens des Unternehmens auch freiwillige Beiträge zur Gewinnbeteiligung geleistet 
werden, deren Erfassung (als Passivposten) im Geschäftsjahr nach einer Stellungnahme des CNC 
an bestimmte Voraussetzungen geknüpft ist. Vgl. Avis Conseil national de la comptabilité (CNC) 
n°2008-16 du 2 octobre 2008 relatif à la comptabilistion du supplément de réserve spéciale de 
praticipation prévu à l’article L. 3324-9 du code du travial. Enthalten in ANC [Recueil des normes 
comptables françaises], S. 109. 

108 PCG enthalten in ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 473. 
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(3) Droit individuel à la formation (DIF) 

Nach Art. L. 6322-1 ff. Code du travail steht Mitarbeitern ein umfangreicher Anspruch 
auf Fortbildung (Droit individuel à la formation – DIF) in Höhe von 20 Stunden pro Jahr 
zu, die in der Arbeitszeit genommen werden können, oder, wenn sie außerhalb der 
Arbeitszeit genommen werden, mit 50% des Gehalts vergütet werden109. Nichtgenom-
mene DIF-Ansprüche sind vorzutragen und bis 120 Stunden zu kumulieren110 
Nach Auffassung des CNC (die vom ANC übernommen wurde), ist keine Rückstellung 
zu bilden, allerdings sind die kumulierten Stunden im Anhang anzugeben111. 
 
Auch in Deutschland haben Arbeitnehmer das Recht zur Weiterbildung. Ihnen steht 
z.B. in NRW ein Anspruch auf Weiterbildungsurlaub von 5 Arbeitstagen im Kalender-
jahr zu112. Grundsätzlich verfällt der Anspruch am Jahresende. Allerdings können An-
sprüche aus zwei Jahren (auf Antrag) zusammengefasst werden113; ebenso vorzutra-
gen sind Ansprüche aus abgelehnter Weiterbildung in bestimmten Fällen (§ 3 Abs. 4 
AWbG). Diese Fälle führen zu entsprechenden (Urlaubs-) Rückstellungen. 

bb. Droit fiscal 

Die französischen impôts sur les bénéfices (Körperschaftsteuer) werden ebenfalls 
nicht als Rückstellung, sondern als dettes fiscales (Steuerverbindlichkeit) erfasst114.  

444 - Etat - Impôts sur les bénéfices 115 

Der Steuersatz beträgt nach Art. 219 Abs. 1 CGI116 33 1/3%, Grundlage für die Be-
messungsgrundlage ist nach Art. 36 CGI das handelsrechtliche Ergebnis. Bei Perso-
nengesellschaften sind hingegen grundsätzlich die Gesellschafter steuerpflichtig117.  

 
109 Vgl. Martin Henssler; Borbála Dux [Arbeitsrecht Frankreich], S. 56-58. 
110 Der französische Rechnungshof schätzte 2009 den gesamten „DIF“-Aufwand auf € 77 Mrd.  

Vgl. COFFRA [DiagnosticNews], Nr. 53 vom November 2009.  
111 „Cependant, si les actions de formation n’ont pas éteint l’ensemble des droits individuels à la for-

mation ouverts, l’entreprise doit mentionner en annexe le volume d’heures de formation cumulé 
correspondant aux droits acquis au titre du DIF (attestations annuelles), avec indication du volume 
d’heures de formation n’ayant pas donné lieu à demande.“ Avis Conseil national de la comptabilité 
(CNC) n°2004-F du 13 octobre 2004 relatif relatif à la comptabilisation du droit individuel à la for-
mation . Enthalten in ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 115.  
Vgl. auch COFFRA [DiagnosticNews], Nr. 32 vom November 2007. 

112 Vgl. § 3 Abs. 1  Gesetz zur Freistellung von Arbeitnehmern zum Zwecke der beruflichen und poli-
tischen Weiterbildung – Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz (AWbG) NRW.  
www.recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=3920090507103037839 

113 Vgl. § 3 Abs. 1 AWbG NRW sowie DGB [Kommentar AWbG NRW], S. 12-13. 
114 Vgl. Coffra [Französischer Jahresabschluss], S. 9. 
115 PCG enthalten in ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 474. 
116 Code général des impôts. Version consolidée au 1 juillet 2016.  

www.legifrance.gouv.fr/affichCode.do?cidTexte=LEGITEXT000006069577 
117 Personengesellschaften gelten nach der französischen Betrachtungsweise als translucides (durch-

lässig). Vgl. François Hellio; Julia Schloesser [Besteuerung Frankreich], Folie 27. 
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II. Im Plan comptable général aufgeführte provisions 
1. Überblick 

Der PCG sieht für provisions die in Abb. 3 aufgeführten Konten118 vor und beinhaltet 
in Art. 941-15 PCG119 kurze Erläuterungen zu den Positionen 151-157.  
 

15 Provisions 
 151 Provisions pour risques 
  1511 – Provisions pour litiges  
  1512 – Provisons pour garanties donées aux clients 
  1513  – Provions pour pertes sur marchés à terme 
  1514 – Provions pour pertes de change 
  1515 – Provions pour amendes et pénalties 
  1516 – Provions pour pertes de contrats 
  1518 – Autres provisions pour risque 
 153 Provisions pour pensiones et obligations similaires 
 154 Provisions pour restructurations 
 155 Provisions por impôts 
 156 Provisions pour renouvellment des immobilisations 

(entreprises concessionaires) 
 157 Provisions pour charges à répartir sur plusieurs exercices 
  1572 – Provisions pour gros entretien ou grandes révisions 
 158 Autres provisions pour charges 
  1581 – Provisions pour remises en état 

Abb. 3: Provisions nach dem Plan comptable général 2014. 
 
Vor 2014 hieß es unter 15 Provisions pour risques et charges120. Da unter 151 provi-
sions pour risques aufgeführt werden, sind die übrigen provisions zwangsläufig provi-
sions pour charges, zumal unter 158 Autres provisions pour charges erfasst werden. 
Im Übrigen findet sich in den Bilanzmodellen die Untergliederung von provisions in 
provisions pour risques  und provisions pour charges unverändert121. 
 
2. Provisions pour risques 

Die in der Literatur für 1518 - Autres provisions pour risque zu findenden Beispiele122 
belegen den unmittelbaren Risikocharakter der provisions pour risques: 
• Provision pour risque de produits invendus ou périmés = Risiken (statistisch ge-

schätzt) für die Rücknahme von unverkauften oder abgelaufenen Produkten. 
• Provision pour produits défecteux = Risiken von durch Produkte verursachten Schä-

den, die hergestellt, verkauft oder vermietet wurden (Produkthaftung). 
• Provision pour engagements de caution = Risiken aus der Übernahme von Bürg-

schaften, bei denen eine Inanspruchnahme wahrscheinlich ist. 
 

118 PCG enthalten in ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 466. 
119 PCG enthalten in ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 490-491. 
120 www.plancomptable.com/titre-IV/liste_des_comptes_sa.html. 
121 Vgl. Art 821-1 PCG enthalten in ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 485-486. 
122 Revue Fiduciaire [Autres provisions pour risques], S. 1 und 2. 
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Im folgenden sind den im PCG aufgeführten Einzelkonten für provisions pour risques 
die deutsche Konzepte für Rückstellungen gegenübergestellt123: 

Französische Bezeichnung Deutsches Rückstellungskonzept 
1511 – Provisions pour litiges Risiken aus Rechtsstreitigkeiten  

(Verbindlichkeitsrückstellungen) 
1512 – Provisons pour garanties donées aux clients • Garantierückstellungen 

(Verbindlichkeitsrückstellungen) und/oder 
• Kulanzrückstellungen 

(Aufwandsrückstellungen) 
1513 – Provisions pour pertes sur marchés à terme Terminmarktverluste  

(Verlustrückstellungen) 
1514 – Provisions pour pertes de change Devisenkursverluste  

(Verlustrückstellungen) 
1515 – Provisions pour amendes et pénalties Bußgelder/Geldstrafen 

(Verbindlichkeitsrückstellungen) 
1516 – Provisions pour pertes de contrats Verluste aus Verträgen  

(Verlustrückstellungen) 
Abb. 4: Zuordnung der Einzelkonten provisions pour risques zu deutschen Rückstellungen. 
 
Die Einzelkonten der provisions pour risques konzentrieren sich auf bestehende Risi-
ken, unter die Verluste aus schwebenden Geschäften subsumiert werden124. Auf der 
Grundlage der Definition von passifs werden unter Provisons pour garanties donées 
aux clients auch Kulanzleistungen als faktische Garantieverpflichtung erfasst125, die 
nach der deutschen Auffassung den Charakter von Aufwandsrückstellungen haben. 
 
3. Provisions pour charges 

a. Provisions pour charges im Allgemeinen 

In Abb. 5 sind den Einzelkonten der provisions pour charges die deutschen Rückstel-
lungen gegenübergestellt, die kaum bilanzrechtliche Besonderheiten beinhalten: 

Französische Bezeichnung Deutsches Rückstellungskonzept 
153 – Provisions pour pensiones et obligations similaires Pensionsverpflichtungen 

(Verbindlichkeitsrückstellungen) 
154 – Provisions pour restructurations Restrukturierungsverpflichtungen 

(Verbindlichkeitsrückstellungen) 
155 – Provisions por impôts Steuerrückstellungen 

(Verlustrückstellungen) 
156 – Provisions pour renouvellment des immobilisations 
          (entreprises concessionaires) 

Pachterneuerungsverpflichtungen 
(Verbindlichkeitsrückstellungen) 

Abb. 5: Zuordnung der Einzelkonten provisions pour charges zu deutschen Rückstellungen. 
 

123 Vgl. zur Gegenüberstellung der deutschen Rückstellungen zu den französischen Konten Abb. 2 
(Rn. 17, S. 7-8) in Anlehnung an Franz  Schneider [Terminologievergleich Rückstellung], S. 118. 

124 „Le compte 151 "Provisions pour risques" enregistre toutes les provisions destinées à couvrir les 
risques identifiés inhérents à l'activité de l'entité tels que ceux résultant des garanties données aux 
clients ou des opérations traitées en monnaies étrangères.“ Art. 941-15 PCG enthalten in ANC 
[Recueil des normes comptables françaises], S. 490. 

125 „Cette obligation peut être légale, contractuelle ou résulter des simples pratiques commerciales de 
l’entreprise qui créent un attente chez ses clients.“ Revue Fiduciaire [Provisions pour garanties 
données aux clients], S. 1. Vgl. auch Rn. 68, S. 22. 
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• Der Hauptunterschied der Provisions pour pensiones et obligations similaires und 
der deutschen Pensionsrückstellungen liegt vor allem darin, dass dem französi-
schen Wahlrecht eine deutsche Pflicht zur Passivierung gegenübersteht126.   

• Der Ansatz von Provisions pour restructurations unterscheidet sich von den in 
Deutschland zu bildenden Restrukturierungsrückstellungen (insb. Aufstellung ei-
nes Sozialplans nach §§ 111, 112 BetrVG127) vor allem durch die Einhaltung for-
maler Aspekte (Formalisation plan du restructuration, annoce ou tiers, ...128)129.  

• Die Provisions por impôts enthalten im Gegensatz zu den deutschen Steuerrück-
stellungen nicht die für das laufende Geschäftsjahr berechneten dettes für die noch 
zu entrichtende Körperschaftsteuer oder Gewerbesteuer130, sondern sozusagen 
„außerordentliche“ Steueraufwandspositionen, die zwar das laufende Geschäfts-
jahr betreffen, aber noch von zukünftigen Entwicklungen abhängen131. In der Lite-
ratur findet sich, neben Steuermehraufwendungen (Betriebsprüfung), das Beispiel 
von erfolgswirksam erfassten Entschädigungsansprüchen von Versicherungen 
oder aufgrund von Enteignungen, die sich künftig noch ändern können132.  

• Bei den Provisions pour renouvellment des immobilisations (entreprises concessi-
onaires) handelt es sich insoweit um einen französischen Spezialfall, weil nach Art. 
941-15 PCG Vertragspartner betroffen sind, die öffentliche Aufgaben wahrneh-
men133. In Deutschland besteht allgemein die Verpflichtung zur Bildung einer 
Rückstellung, z.B. wenn vereinbart ist, dass zum Ende der Pachtzeit bestimmte 
Pachtgegenstände vom Pächter zu erneuern sind (Pachterneuerung)134. 

 
Als Zwischenergebnis kann an dieser Stelle festgehalten werden, dass alle provisions 
Risiken oder Unsicherheiten beinhalten, die zu Aufwendungen führen. Bei den provi-
sions pour risques stehen die Risiken im Vordergrund und bei den provisions pour 
charges die Aufwendungen. Die Grenzen sind gleichwohl fließend. 

 
126 Vgl. Rn. 65, S. 21. 
127 Vgl. Christiane Kohs [Bilanzierungsunterschiede Rückstellungen HGB und IFRS], S. 4. 
128 Vgl. Revue Fiduciaire [Provisions pour restructuration], S. 1-2. 
129 „Die Voraussetzungen für die Bildung von Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten liegen 

am Bilanzstichtag auch vor, wenn der Betriebsrat erst nach dem Bilanzstichtag, aber vor der Auf-
stellung oder Feststellung der Bilanz unterrichtet wird und der Unternehmer sich bereits vor dem 
Bilanzstichtag zur Betriebsänderung entschlossen ... hat ...“ R. 5.7 S. 2 EStR 2013. 

130 Vgl. Rn. 80, S. 25. 
131 „Le compte 155 "Provisions pour impôts" enregistre les provisions pour impôts qui correspondent 

à la charge probable d'impôts rattachable à l'exercice mais différée dans le temps et dont la prise 
en compte définitive dépend des résultats futurs.“ Art. 941-15 PCG enthalten in ANC [Recueil des 
normes comptables françaises], S. 490. 

132 Vgl. Magazine Experts-Comptables [Diverses provisions], S. 39. 
133 „Le compte 156 "Provisions pour renouvellement (entreprises concessionnaires)" enregistre les 

provisions pour renouvellement des immobilisations constituées par les concessionnaires de ser-
vice public. “ Art. 941-15 PCG in ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 490. 

134 Vgl. Joachim Hennrichs [MüKo § 249 HGB], Rn. 72. 
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b. Provisions pour Travaeux im Besonderen 

Bei den beiden verbleibenden Konten für provisions pour charges handelt es sich um: 
1572 – Provisions pour gros entretien ou grandes révisions als einziges Konto von 157 
Provisions pour charges à répartir sur plusieurs exercices sowie 1581 – Provisions 
pour remises en état als einziges Konto von 158 Autres provisions pour charges, die 
unter dem Begriff Provisions pour Travaeux subsumiert werden können135.  
 
aa. Übersicht und Abgrenzungen 

Unter dem Begriff traveaux können Arbeiten an Gegenständen des Anlagevermögens 
verstanden werden, wie entretien (Wartung), revisions (Revison), remises en état (In-
standhaltung), renouvellement (Ersatz) oder démantèlement (Rückbau). In bestimm-
ten Fällen werden hierfür entsprechende provisons angesetzt. Häufig sind die Über-
gänge fließend, so werden z.B. bei einer Revision eines Flugzeugtriebwerks auch Be-
standteile repariert/ausgetauscht und Betriebsflüssigkeiten gewechselt. 
 
Dépenses für traveaux courants d’entretien et de réparations, also Aufwendungen für 
laufende Wartungs- oder Instandhaltungsarbeiten, sind in der Gewinn- und Verlust-
rechnung des Geschäftsjahrs abzubilden, in dem sie durchgeführt werden136. Für im 
nachfolgenden Geschäftsjahr durchgeführte Arbeiten sind Rückstellungen nicht zuläs-
sig137. Im Gegensatz dazu, sind nach deutschem Recht Rückstellungen für Instand-
haltung, die in den ersten drei Monaten des Folgejahrs durchgeführt werden dann an-
zusetzen, wenn sie im Geschäftsjahr unterlassen worden sind138. 
 
Dépenses für traveaux, die in mehrjährigem Rhythmus durchgeführt werden, sind nur 
dann (und unter weiteren Voraussetzungen) rückstellungsfähig, wenn sie nicht zu Ver-
änderungen, Verlängerung der Lebensdauer oder zum teilweise oder vollständigen 
Austausch von Teilen der Anlagen führen (allerdings können sie im Rahmen der 
comptabilisation par composants gesondert aktiviert und abgeschrieben werden): 
 

„Deux catégories de programmes pluriannuels de grosses réparations sont distinguées :  
- Les dépenses qui ont pour objet de modifier des installations ou de prolonger leur durée de vie ou  
  de remplacer tout ou partie des immobilisations existantes : ces dépenses ont le caractère  
  d’immobilisations et ne peuvent être anticipées par le biais de provisions pour risques et charges ;  
- ...“ 139 

 
135 Vgl.  Editions Francis Lefebvre [Mémento Comptable 2016], Section IV. 
136 Vgl.  Editions Francis Lefebvre [Mémento Comptable 2016], BIC-IV-20025. 
137 Vgl.  Editions Francis Lefebvre [Mémento Comptable 2016], BIC-IV-20660. 
138 Vgl.  § 249 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 HGB, der bei Abraumbeseitigung die Frist auf 1 Jahr verlängert. 
139 Note de présentation de l’avis n° 2005-H du 6 décembre 2005 du Comité d’urgence de CNC relatif 

à la comptabilisation des coûts de démantèlement, d’enlèvement et de remise en état de site. Vgl. 
ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 176. 
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bb. Provisions pour gros entretien ou grandes révisions 

Bei den provisions pour gros entretien ou grandes révisions handelt es sich also um 
Rückstellungen für größere Wartungsarbeiten und große Revisionen, wie Checks, 
Durchsichten und Überholungen (von Gegenständen des Anlagevermögens)140. Nach 
Art. 941-15 PCG muss es sich um erhebliche, den Zustand erhaltende141 Aufwendun-
gen handeln, die nicht jährlich anfallen142, und zwar auf der Grundlage einer rechtli-
chen Verpflichtung oder einer bislang kontinuierlichen Unternehmenspraxis143. 
Weitere Voraussetzung für die mithin zeitanteilig aufzubauenden144 Rückstellungen 
ist das ex-ante Vorliegen von entsprechend detaillierten Planungsunterlagen und prä-
zisen Kostenschätzungen für die Revisions- und/oder Wartungsarbeiten145. 
 
Als Beispiele finden sich in der Literatur146: Revision von Flugzeugen aus Sicherheits-
gründen; Überholung der Außenhaut von Schiffen; Revision im 3-jährigen Turnus von 
Wagons der SCNF; periodische Anlagenrevision in der Schwerindustrie (z.B. Che-
mie/Stahlindustrie); Überholung von Immobilien (ohne Schönheitsreparaturen). 
 
Die provisions pour gros entretien ou grandes révisions sind unter dem Begriff passifs 
des PCG nur subsumierbar, soweit (auch faktische) Verpflichtungen zur Revision vor-
liegen, während bei den mehrjährigen Wartungskosten Aufwandsrückstellungen anzu-
nehmen sind. Sie sind aus deutscher Sicht ebenso wenig ansetzbar, wie Rückstellun-
gen für Revisionskosten, bei denen die Verpflichtungen zum Revisionszeitpunkt erst 
entstehen und die auch wirtschaftlich noch nicht verursacht sind147. 

 
140 Bereits bei der Umsetzung der 4. EG-Richtlinie 1978 bestand in Frankreich ein Passivierungswahl-

recht für Rückstellungen für voraussehbare und bislang unterlassene Aufwendungen, die nicht 
jährlich anfallen und nicht als Unterhaltskosten anzusehen sind, und, die bei Anschaffung eines 
Vermögensgegenstandes  für dessen Lebensdauer festlegbar sein müssen. Vgl. Gerhard Kloos 
[Transformation der 4. EG-Richtlinie], S. 305. 

141 Vgl. CE, ârret du 24 juillet 1981 n°17972 in BOFIP [Provisions pour traveaux], Rn. 170. 
142 „Le compte 157 „Provisions pour charges à répartir sur plusiers exercices“ enregistre les provisions 

destinées à couvrir des charges prévisibles, importantes, ne présentant pas un cractère annuel, 
telles que les frais de grosses réparations, et qui en conséquence, ne sauraient être supportées 
par le seul exercice au cours duquel elles sont engagées.“ Art. 941-15 PCG enthalten in ANC 
[Recueil des normes comptables françaises], S. 490-491. 

143 „L'obligation peut résulter de la loi, de règlements ou être implicite du fait de pratiques constantes 
de l'entité en la matière. A la date de clôture, la probabilité de sortie de ressources est directement 
liée à l'usage passé de l'installation. En conséquence, un passif doit être constaté à hauteur de la 
quote-part des dépenses futures d'entretien rapportée linéairement à l'usage passé.“ Note de 
présentation de l’avis n° 2005-H du 6 décembre 2005 du Comité d’urgence de CNC relatif à la 
comptabilisation des coûts de démantèlement, d’enlèvement et de remise en état de site. Enthalten 
in ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 176.  

144 Vgl. Charlotte Disle (u.a.) [Introduction à la comptabilité 2016/2017], S. 346. 
145 „..., une programmation détaillée des travaux à entreprendre assortie d'une estimation précise de 

leur coût.“  Editions Francis Lefebvre [Mémento Comptable 2016], BIC-IV-20305. 
146 Revue Fiduciaire [Provisions pour charges à répartir sur plusieurs exercices], S. 1. 
147 Vgl. RN 59, S. 19 mit Verweis auf die BFH-Rechtsprechung (zur wirtschaftlichen Verursachung). 
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Exkurs: Comptabilisation par composants 

(1) Überblick 

Anstelle von provisions können die dépenses für gros entretien ou grandes révisions 
auch wahlweise im Rahmen der comptabilisation par composants separat aktiviert148 
und über die Laufzeit bis zur Wartung/Revision gesondert abgeschrieben werden.  
 
Die Aufteilung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten von Sachanlagen in ver-
schiedene Komponenten, die über unterschiedliche Nutzungsdauern gesondert abge-
schrieben werden, wurde zunächst in den IAS149 aufgenommen. Mit règlement CRC 
2002-10150 wurde dann auch in Frankreich die méthode d’amortissement par compo-
sants (Art. 5.2.) mit Wirkung zum 1. Januar 2005 eingeführt (Art. 15.1.)151. Durch diese 
Separierung der zum Zeitpunkt der Anschaffung/Herstellung geschätzten Wartungs-
/Revisionskosten, die erst in der Zukunft nach Ablauf des jeweiligen Zeitintervalls aus-
geführt werden152 und eine Bedingung für die anschließende Fortführung der Nutzung 
des Vermögenswertes sind153, wird damit der „Wartungs-/Revi-sionsfreiheit“ zum Er-
werbszeitpunkt ein entsprechender Wert beigemessen. 
 
Der IDW RH HFA 1.016 hält zwar den Komponentenansatz auch in Deutschland für 
zulässig, allerdings nur sofern es sich um physisch separierbare Komponenten han-
delt154. Für den Fall der Ersatzbeschaffung kann durch die gesonderte Abschreibung 
und erneute Aktivierung zum Ersatzzeitpunkt eine bessere Abbildung erreicht wer-
den155, das Problem der mehrjährigen Wartungs-/Revisionsarbeiten bleibt ungelöst: 
 

Deutsches Recht IFRS/IAS Französisches Recht 
Komponentenansatz 
IDW RH HFA 1.016 

IAS 16.12-16.14 
IAS 16.43-16.47 

Méthode des  
composants 

Provisions pour gros entre-
tien ou grandes révisions 

Ersatzbeschaffung Ersatzbeschaffung Ersatzbeschaffung  
 Wartung/Revision Wartung/Revision Wartung/Revision 

Abb. 6: Abbildung von Ersatzbeschaffung sowie Wartung/Revision im Bilanzrechtsvergleich. 
 

148 Sogenannte deuxième catègorie. Vgl.  Editions Francis Lefebvre [Mémento Comptable 2016], BIC-
IV-20185. Steuerlich wird der l’approche par composant für dépenses de gros entretien allerdings 
nicht mehr anerkannt. Vgl. Thibaut  Clermont  [Comtabilisation Entretien/Réparations], S. 2. 

149 Vgl. IAS 16.12.-16.14 (Anhang 7), der als Beispiel Flugzeugteile, wie Sitze oder Bordküchen nennt, 
die regelmäßig ausgetauscht werden, aufführt, aber auch Kosten für Wartungsarbeiten expressiv 
verbis benennt (IAS 16.14). Abschreibungsregeln enthalten IAS 16.43-47 (Anlage 8). 

150 CRC Règlement n° 2002-10 du 12 décembre 2002. Relatif à l’amortissement et à la dépréciation 
des actifs. In Auszügen enthalten in ANC [Recueil des normes comptables françaises], S. 80 ff. 

151 Von 2000 bis 2005 wurden die französischen Bilanzierungsregeln sukzessiv an die IAS/IFRS an-
gepasst, darunter auch die komponentenweise Bilanzierung sowie die Instandhaltungsrückstellun-
gen (IAS 16 bzw. 37). Vgl. Jean-Louis Koessler [Bilanzrecht Frankreich], Folie 6 und 7. 

152 Vgl. Michael Konetzny [Komponentenansatz nach IAS 16], S. 2. 
153 Vgl. Christiane Kohs [Bilanzierungsunterschiede Sachanlagen HGB und IFRS], S. 3 . 
154 Vgl. ohne Begründung IDW [RS HFA 34], Rn. 5; Karl Petersen [Komponentenansatz nach IDW].  
155 Vgl. Klaus Wiechers [Komponentenbilanzierung nach HGB], S. 838. 
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 (2) Beispiel zum Methodenvergleich 

In dem der Literatur entnommenen Beispiel156 wird eine Anlage angeschafft (Zeitpunkt 
N) und aus Sicherheitsgründen nach 3 Jahren einer Revision unterzogen: 
• Anschaffungskosten = 2.400; Nutzungsdauer = 6 Jahre; lineare Abschreibung 
• geschätzte Revisionskosten zum Zeitpunkt N = 210 
• geschätzte (und tatsächliche) Revisionskosten zum Zeitpunkt N + 3 = 300 
 

Provisions pour gros entretien ou grandes révisions 
Année Amortis-

sement 
Provision Charges 

d’entretien 
Incidence 
cumulée 

  Dotation Reprise 
N 400 100   500 
N + 1 400 100   500 
N + 2 400 100   500 
N + 3 400  300 300 400 
N + 4 400    400 
N + 5 400    400 
 2.400 300 300 300 2.700 

 
Méthode des composants 

Année Amortissement Incidence cumulée 
 Structure Composants R 

N 365 70 435 
N + 1 365 70 435 
N + 2 365 70 435 
N + 3 365 100 465 
N + 4 365 100 465 
N + 5 365 100 465 
 2.190 510 2.700 

 Abb. 7: Vergleichsrechnung provisions vs. méthode des composants. 
 
Im ersten Fall erhöhen sich in den ersten drei Jahren die regulären Abschreibungen 
von 400/Jahr um die Zuführung zu den Rückstellungen für Revision von 100/Jahr zu 
Gesamtaufwendungen von 500/Jahr; kumuliert ergeben sich insgesamt 2.700. Eine 
weitere Rückstellung wird wegen der Nutzungsdauer von 6 Jahren nicht aufgebaut. 
Für den Fall der Option zur méthode des composants sind die Revisionsaufwendun-
gen für den Zeitpunkt N von 210 separat zu aktivieren (Composants R) und über drei 
Jahre abzuschreiben. Die tatsächlichen Revisionskosten zum Zeitpunkt N + 3 von 300 
werden wiederum aktiviert und über drei Jahre abgeschrieben. Der sich ergebende 
Gesamtaufwand wird weiter „geglättet“ und beträgt insgesamt 2.700. 
 
Da nach deutschem Recht keine der beiden Methoden zulässig ist, würden sich neben 
den Abschreibungen von 400/Jahr in N + 3 einmalige Aufwendungen von 300 für die 
Durchführung der Revision ergeben. Eine derartige Vorgehensweise kann allerdings 
weder als „vorsichtig“ noch als „wirtschaftlich“ bezeichnet werden. 

 
156 Vgl. Revue Fiduciaire [Provisions pour charges à répartir sur plusieurs exercices], S. 3. 
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cc. Provisions pour remises en état  

Zu den autres provisions pour charges beinhaltet Art. 941-15 PCG keine weitergehen-
den Erläuterungen. Der Literatur zufolge, fallen hierunter vor allem Rückbauverpflich-
tungen (démantèlement) sowie ähnliche Verpflichtungen z.B. zur Beseitigung oder Sa-
nierung von Umweltverschmutzungen157. Es handelt sich mithin um Instandsetzungen 
in dem Sinne, einen ursprünglichen Zustand wieder herzustellen. 

Die geschätzten Aufwendungen für die Erfüllung der Rückbauverpflichtung erhöhen 
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten bei gleichzeitiger Bildung der entsprechen-
den Rückstellung158. Der (separat) aktivierte Erfüllungsaufwand wird planmäßig mit-
tels Abschreibung bis zur Durchführung der Verpflichtung verteilt159 und damit erfolgs-
wirksam. Der französische Bilanzierungsansatz entspricht der Bilanzierung nach IAS 
16.16c und 16.18 (Sachanlagen) und IAS 37 (Rückstellungen)160. Nach deutschem 
Recht sind derartige Rückstellungen sukzessiv aufzubauen. Die Regierungsbegrün-
dung zum BilMoG, das eigentlich die Angleichung des deutschen Bilanzrechts an die 
IAS/IFRS zum Ziel hatte, verweigert unverständlicherweise die Übertragung der inter-
nationalen Bilanzierungsmethodik mit Verweis auf das Anschaffungskostenprinzip161, 
das indes in der EU-Richtlinie 2013/34/EU einheitlich definiert ist162. 

 
157 „Ce sous compte est principalement utilisé pour les remises en état de sites (coûts de démantèle-

ment d’un site, coûts de dépollution d’une usine, de désamiantage).“ Thibaut  Clermont,  [Provisi-
ons], S. 2. 

158 „Les coûts de démantèlement ou de remise en état de sites industriels doivent être incorporés au 
coût d’acquisition ou de production des immobilisations lors de leur entrée dans l’actif du bilan 
d’une entreprise. En contrepartie de ces coûts, une provision pour remise en état est créée ...“ 
Charlotte Disle (u.a.) [Introduction à la comptabilité 2016/2017], S. 346. 

159 „...un actif est comptabilisé pour ce même montant en tant qu'élément du prix de revient de l'instal-
lation et doit faire l'objet d'un plan d'amortissement propre ...“ Editions Francis Lefebvre [Mémento 
Comptable 2016], BIC-IV-20850. 

160 Vgl. Christiane Kohs [Bilanzierungsunterschiede Sachanlagen HGB und IFRS], S. 4. 
161 „Nach den internationalen Rechnungslegungsstandards hat ein Unternehmen, sofern bei der An-

schaffung oder Herstellung oder aufgrund der Nutzung eine Verpflichtung – gemeint sind Rekulti-
vierungs-, Entsorgungs- und ähnliche Verpflichtungen – entsteht, die erwarteten zukünftigen Aus-
gaben bereits im Zeitpunkt der Entstehung der Verpflichtung in Höhe ihres Barwertes zu aktivieren 
und über die Nutzungsdauer aufzulösen. Korrespondierend dazu ist eine Rückstellung aufzubauen. 
Auf diese Weise wird der erwartete Beseitigungs-, Entsorgungs- oder Rekultivierungsaufwand auf 
die Nutzungsdauer des Vermögensgegenstandes verteilt. Nach den internationalen Rechnungsle-
gungsstandards steht die Rückstellung somit ab dem Zeitpunkt der Entstehung der zugrunde lie-
genden Verpflichtung in Höhe des abgezinsten Erfüllungsbetrages in den Büchern. Handelsrecht-
lich wird hingegen zwischen den Verteilungs- und den Ansammlungsrückstellungen unterschieden. 
Bei Verteilungsrückstellungen wird der voraussichtliche Erfüllungsbetrag über die Laufzeit der Ver-
pflichtung bis zur Fälligkeit verteilt angesammelt, bei der Ansammlungsrückstellung – Beispiel ist 
die Rekultivierungsverpflichtung – erfolgt die Ansammlung des Erfüllungsbetrages nach dem je-
weiligen Abbaufortschritt. Gleichwohl lässt sich die informativere Ausweisform nach den internati-
onalen Rechnungslegungsstandards nicht auf das Handelsbilanzrecht übertragen; dies würde eine 
Neuausrichtung des Anschaffungskostenprinzips erfordern.“ Regierungsbegründung zum Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetz. Bundestag Drucksache 16/10067, S. 38. www.dip21.bundes-
tag.de/dip21/btd/16/100/1610067.pdf  

162 Vgl. die deutsche und französische Sprachfassung in Anlage 9 bzw. 10. 
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E. Zusammenfassende Schlussbetrachtung 

Ziel der Untersuchung war es, festzustellen, ob und inwieweit die deutschen Rückstel-
lungen mit den französischen provisions pour risques et charges dem Ansatz nach 
übereinstimmen. Das Ergebnis ist einfach zu formulieren: sie sind es nicht. 
 
Zunächst ist bemerkenswert, dass bereits die verschiedenen Sprachfassungen des 
Art. 12 Nr. 12 EU-Richtlinie 2013/34/EU nicht übereinstimmen163. Um den Rahmen 
der Untersuchung nicht zu sprengen, wurde diese Problematik nicht weiter vertieft. 
Eine erste Analyse der Transformation der EU-Richtlinie 2013 in deutsches und fran-
zösisches Recht ergibt ein sehr unterschiedliches Bild der Vorgehensweise: 
 
• Das deutsche Bilanzrecht, geregelt im Handelsgesetzbuch, beinhaltet keine Defi-

nition für Rückstellungen, sondern hält weitgehend an den tradierten Konzepten 
fest. Bilanziell werden Rückstellungen nur in Pensionsrückstellungen, Steuerrück-
stellungen und sonstige Rückstellungen getrennt. Es existiert keine Rechtverord-
nung mit Detailregelungen zu den Rückstellungen und die Auslegung der zentralen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung erfolgt im Wesentlichen durch den Be-
rufsstand der Wirtschaftsprüfer (IDW) und durch den Bundesfinanzhof. 
 

• Das französische Bilanzrecht ist weitgehend an die IAS/IFRS (insb. IAS 37) ange-
nähert und definiert den Begriff der provisions, allerdings nicht im Code de Com-
merce, sondern dem Plan comptable général, der die grundlegenden Ausführungs-
bestimmungen enthält und vom Autorité des normes comptables verfasst wird, dem 
nach internationalem Vorbild alle an der Rechnungslegung interessierten Gruppen 
angehören. Der PCG führt die Konten für die einzelnen provisions pour risques et 
charges auf und definiert deren zugrundeliegenden Sachverhalte. 

 
Der allgemeine französische Begriff provisions kann als „Risikovorsorge“ übersetzt 
werden, berücksichtigt bspw. auch Wertberichtungen auf der Aktivseite und ist deshalb 
wesentlich umfassender als der deutsche Begriff Rückstellungen, der wiederum  we-
sentlich umfassender ist, als die französischen provisions pour risques et charges, die 
wie die Rückstellungen auf der Passivseite der Bilanz ausgewiesen werden. 

 
163 „Die Auslegung des europäischen Rechts nach dessen Wortlaut stellt den Rechtsanwender vor 

das Problem, dass es gem. Art. 55 Abs. 1 EUV mittlerweile in bis zu 24 verschiedenen Sprachfas-
sungen gleichermaßen verbindlich sein kann. Die grammatikalische Auslegung erfordert daher 
prinzipiell einen Vergleich aller Sprachfassungen.“ Ulrich Preis, Adam Sagan (Hrsg.) [Europäisches 
Arbeitsrecht], Rz. 85 zu § 1, S. 39 mit Verweis auf EuGH v. 7.2.1985 – Rs. 135/83. 
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Der Grund hierfür ist, dass das deutsche Konzept der Verbindlichkeitsrückstellung Ver-
pflichtungen miteinschließt, die nach französischer Auffassung unter dettes  (z.B. Kör-
perschaftssteuerrückstellungen) oder charges à payer/dettes provisionnées (z.B. Ur-
laubsrückstellungen) erfasst werden. Bereits diese unterschiedlichen Abgrenzungen 
führen dazu, dass ein Vergleich deutscher Rückstellungen und französischer pro-
vsions pour risques et charges kaum möglich ist, zumal es an konkreten Erläuterungs-
pflichten im Anhang für den Sammelposten „sonstige Rückstellungen“ fehlt164. 
 
Insgesamt ist dem Ergebnis der Untersuchung von Schneider zuzustimmen, dass ein 
Vergleich nur der Ebene von einzelnen Konzepten und Konten möglich ist. Zuordnun-
gen der deutschen Rückstellungsarten zu französischen Konten einerseits sowie der 
provisions pour risques/provisions pour charges zu deutschen Rückstellungen165 an-
dererseits zeigen, dass die zugrundeliegenden Sachverhalte sowohl im deutschen und 
wie auch im französischen Bilanzrecht grundsätzlich abgebildet werden166. 
 
Das französische Recht formuliert dabei klar, dass neben rechtlichen Verpflichtungen 
auch faktische Verbindlichkeiten anzusetzen sind, mit deren Erfüllung Dritte ernsthaft 
rechnen können. Im deutschen Bilanzrecht bleibt der Begriff „ungewisse Verbindlich-
keiten“ unbestimmt, und, es ist umstritten, ob hierunter auch faktische Verpflichtungen 
fallen167. Dies zeigt sich bspw. bei den explizit in § 249 HGB aufgeführten Kulanzrück-
stellungen, bei denen es sich um faktische Verpflichtungen handelt. 
 
Eine erhebliche Abweichung stellen die Pensionsrückstellungen dar, die nach franzö-
sischem Recht nicht angesetzt werden müssen, sondern wahlweise auch nur im An-
hang ausgewiesen werden können168, womit zumindest eine Vergleichbarkeit herstell-
bar ist169. Das gleiche gilt für die Nichtbilanzierung von zum Bilanzzeitpunkt bestehen-
der Ansprüche französischer Arbeitnehmer auf Fortbildung (Droit individuel à la forma-
tion)170, die durchaus einen erheblichen Umfang aufweisen können171.  

 
164 Vgl. Rn. 61 mit Fn. 86, S. 20.  
165 Vgl. Abb. 2, 4 und 5. 
166 Mit der Einschränkung, dass eben bestimmte deutsche Rückstellungsarten in der französischen 

Bilanz als Verbindlichkeiten ausgewiesen werden. Außerdem ist wegen der Unbestimmtheit der 
deutschen Begriffe keine vollständige Gegenüberstellung mit den französischen Konten möglich. 

167 Vgl. Rn. 58 mit Fn. 79, S. 18. 
168 Vgl. Rn. 65, S. 21. 
169 Dies gilt zumindest für den Ansatz der Pensionsrückstellungen. Von erheblicher Bedeutung dürfte 

allerdings deren Bewertung sein, da besonders langfristige Rückstellungen der Höhe nach erheb-
lich abweichen können, je nach verwendetem Konzept und gewähltem Abzinsungszinssatz. 

170 Vgl. Rn. 78 mit Fn. 111, S. 25. 
171 Vgl. Fn. 110 (Rn. 78), S. 25. Im Gegensatz dazu dürfte in Deutschland der Umfang der Arbeitneh-

merfortbildung eher untergeordnet sein. Alles in allem entsteht der Eindruck, dass der französische 
Gesetzgeber den Arbeitnehmern zwar einerseits erhebliche Rechte einräumt, aber gleichzeitig die 
Unternehmen zumindest teilweise von den bilanziellen Folgen „verschonen“ will. 
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Im Gegensatz zu den Rückstellungen für Leistungen an Arbeitnehmer kann eine Ver-
gleichbarkeit zwischen der deutschen und französischen Bilanzierung in bestimmten 
Fällen der sogenannten provisions pour traveaux nicht mehr hergestellt werden: 
 
1. Provisions pour gros entretien ou grandes révisions werden in der französischen 

Bilanz pflichtweise für erhebliche, den Zustand erhaltende Wartungs- oder Revisi-
onsausgaben (für betriebliche Anlagen) gebildet, die nicht jährlich anfallen172. Sie 
werden als einzige Unterposition der provisions pour charges à répartir sur plusi-
eurs exercices bis zum Wartungs-/Revisionszeitpunkt „angesammelt“.173 
 
Nach deutscher Auffassung handelt es sich regelmäßig um nicht ansatzfähige Auf-
wandsrückstellungen (v.a. Wartungsausgaben) oder Verbindlichkeitsrückstellun-
gen (v.a. Revisionsausgaben). In letzterem Fall scheitert deren Ansatz i.d.R. daran, 
dass selbst bei einem Vorliegen gesetzlicher Verpflichtungen zur Revision (bspw. 
bei Flugzeugen), diese erst zukünftig (bspw. nach einer bestimmten Anzahl von 
Flugstunden) entstehen. Nach der BFH-Rechtsprechung ist für eine Rückstellungs-
bildung in den Fällen künftiger Verpflichtungen Voraussetzung, dass eine wirt-
schaftliche Verursachung im Geschäftsjahr gegeben ist, die indes regelmäßig erst 
mit dem Weiterbetrieb (nach Revision) unterstellt wird174. Von der Kommentarlite-
ratur wird diese Sichtweise des BFH vielfach übernommen175.  

 
Fraglich ist indes, ob diese Auslegung des deutschen Rechts überhaupt mit der 
Auslegung der EU-Richtlinie 2013/34/EU in Übereinstimmung gebracht werden 
kann176. Nach den unter (9) aufgeführten Erwägungsgründen der Richtlinie sollte 
der Jahresabschluss „unter Beachtung des Vorsichtsprinzips erstellt werden“177, 
zu dem es in Art. 6 Abs. 1 c) ii) u.a. heißt: „Es müssen alle Risiken berücksichtigt 
werden, die im Laufe des betreffenden Geschäftsjahres oder eines früheren Ge-
schäftsjahres entstanden sind, ...“. Die Risiken für Wartungs-/Revisionsausgaben 
entstehen m.E. bereits mit der Nutzung der Anlagen oder durch Zeitablauf. 

 
172 Vgl. Rn. 93, S. 30 mit Verweis auf Art. 941-15 PCG. 
173 Vgl. Rn. 93 mit Fn. 144, S. 30. 
174 Vgl. Rn. 59 mit Fn. 80, S. 18 und dem Verweis auf das „Hubschrauberurteil“ des BFH. 
175 Vgl. Joachim Hennrichs [MüKo § 249 HGB], Rn. 21-22 und 52-59 mit weiteren Verweisen. 
176 „Aufgrund des Stufenaufbaus der unionalen Rechtsordnung orientiert sich die Auslegung des Se-

kundärrechts in verschiedener Weise am höherrangigen Primärrecht. Hierzu gehört ganz allgemein 
in primärrechtskonforme Auslegung, nach der sekundäres Unionsrecht so auszulegen ist, dass 
es nicht gegen Primärrecht verstößt.“ Ulrich Preis, Adam Sagan (Hrsg.) [Europäisches Arbeits-
recht], Rz. 91 zu § 1, S. 41 mit Verweis auf die Rechtsprechung des EuGH:  

177 Im Übrigen sollte der Jahresabschluss auch „... ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermitteln.“ Damit werden zwei (u.U. gleichran-
gige) Ziele für den Jahresabschluss definiert. Aus dem Umstand, dass dem Vorsichtsprinzip im 
Rahmen der IAS/IFRS keine ähnliche Priorität eingeräumt wird, könnte sich erklären, dass der 
Ansatz der provisions pour gros entretien ou grandes révisions über den IAS 37 hinausgeht. 

111 

112 

113 

114 



 E. Zusammenfassende Schlussbetrachtung 37 

Für mehrjährige Wartungs-/Revisionsausgaben steht der Rückstellungspflicht des 
französischen Bilanzrechts mithin ein Verbot des deutschen Bilanzrechts gegen-
über. Die Problematik könnte allerdings entschärft werden, da eine bilanzielle Be-
rücksichtigung von mehrjährigen Wartungs-/Revisionsausgaben nicht nur durch 
die Bildung von Rückstellungen erfolgen kann, sondern auch durch eine Aktivie-
rung der Ausgaben im Rahmen des sogenannten Komponentenansatzes. 
 
So besteht im französischen Recht die Möglichkeit, die dépenses pour gros entre-
tien ou grandes révisions auch wahlweise im Rahmen der comptabilisation par 
composants von den übrigen Anschaffungs-/Herstellungskosten zu separieren und 
über die Laufzeit bis zur Wartung/Revision gesondert abzuschreiben178. Damit 
wird der „Wartungs-/Revisionsfreiheit“ ein wirtschaftlicher Wert beigemessen. 
Beide Methoden führen zu vergleichbaren zeitlichen Verläufen der Aufwendun-
gen179. Diese Verteilungsfunktion entspricht der dynamischen Auffassung der Bi-
lanz180, da die Ausgaben auf die Perioden der wirtschaftlichen Verursachung ver-
teilt werden. Gleichzeitig ist die Bilanzierung in beiden Fällen aber auch vorsichtiger 
(durch Aufbau einer Rückstellung bzw. einer schnelleren Abschreibung der separat 
aktivierten Kosten) und entspricht insoweit auch der statischen Bilanzauffassung, 
die den Gläubigerschutz im Insolvenzfall in den Vordergrund stellt181. 
 
Für das deutsche Bilanzrecht erklärt das IDW die komponentenweise Abschrei-
bung in IDW RH HFA 1.016 für zulässig, allerdings nur für physisch trennbare Kom-
ponenten und eben nicht für mehrjährige Wartungs-/Revisionsausgaben182. 

 
178 Vgl. Rn. 96-98, S. 31. Das französische Konzept der comptabilisation par composants entspricht 

dem component approach des IAS 16. Die Bildung einer den provisions pour gros entretien ou 
grandes révisions entsprechenden Rückstellung ist nach IAS 37 grundsätzlich nicht möglich. Das 
französische Steuerrecht wiederum erkennt nur Rückstellungen an:  „Fiscalement, l’approche par 
composant n’est pas reconnue.“ Thibaut  Clermont [Comtabilisation Entretien/Réparations]. 

179 Vgl. die Beispielsrechnung in Rn. 99-101, S. 32. Unterschiede ergeben sich ausschließlich aus den 
möglicherweise verschiedenen Wertverhältnissen zum Zeitpunkt der Anschaffung/Herstel-lung ei-
nerseits sowie zum Zeitpunkt der Durchführung der Wartung/Revision andererseits. 

180 Vgl. André Jacques Dicken; Martin Henssler [Bilanzrecht], Rn. 37, S. 17. 
181 Vgl. André Jacques Dicken; Martin Henssler [Bilanzrecht], Rn. 31 ff., S. 12-17. 
182 Dabei bildete genau die Verteilung dieser (u.ä.) Ausgaben die Ausgangspunkte des RH 1.016.  

„Nunmehr soll sie nach einem im Zuge der Rechtsänderungen durch das BilMoG veröffentlichen 
Hinweis des IDW zur Rechnungslegung in bestimmten Fällen zulässig sein, nämlich dann, wenn 
physisch trennbare Komponenten ausgetauscht werden, die in Relation zum Gesamtvermö-
gensgegenstand wesentlich sind. Darin liegt eine Reaktion auf die Abschaffung der Aufwands-
rückstellungen nach § 249 Abs 2. Solche Aufwandsrückstellungen ermöglichten ... die Ansamm-
lung von Liquidität für Aufwendungen für Generalüberholungen oder in regelmäßigen Abständen 
anfallende größere Wartungsarbeiten an Sachanlagen. Dadurch wurden die Aufwendungen perio-
disiert und belasteten nicht allein den Abrechnungszeitraum, in den die Generalüberholung oder 
die Wartung fiel. Nunmehr wird jedenfalls im Falle des Austauschs von Komponenten ein wirt-
schaftlich vergleichbares Ergebnis durch Anwendung der komponentenweisen planmäßigen Ab-
schreibung erreicht. ... Für Großreparaturen oder Wartungsarbeiten ist der Komponentenansatz 
hingegen nicht anwendbar.“ Susanne Tiedchen  [MüKo § 253 HGB], Rn. 77, S. 429-430. 
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Als Fazit kann festgehalten werden, dass im deutschen Bilanzrecht mehrjährige 
Wartungs-/Revisionsausgaben weder durch den Aufbau von Rückstellungen noch 
durch eine schnellere Abschreibung im Rahmen des Komponentenansatzes183 auf 
die Perioden vor dem Wartungs-/Revisionszeitpunkt verteilt werden können. Damit 
steht das deutsche Bilanzrecht bei diesem Sachverhalt in diametralem Gegensatz 
zu der französischen Umsetzung der EU-Richtlinie 2013/34/EU sowie zu den 
IAS/IFRS. Das im Regierungsentwurf des Bilanzmodernisierungsgesetzes formu-
lierte Ziel, die HGB Bilanz zu einer zum internationalen Recht vollwertigen Alterna-
tive weiterzuentwickeln184, wurde zumindest in diesem Punkt nicht erfüllt. 

 
Die Auslegung der GoB im Hinblick auf den Komponentenansatz durch das IDW 
bringt keine Annäherung an die internationalen Konzepte, entspricht des Weiteren 
weder der dynamischen noch der statischen Bilanzauffassung185 und ist schließ-
lich auch nicht mit den diese Bilanzauffassungen widerspiegelnden und den Erwä-
gungsgründen der EU-Richtlinie 2013/34/EU zu entnehmenden Zielen186 verein-
bar. Wünschenswert wäre aber eine konsequente Auslegung des deutschen Bi-
lanzrechts als subsidiäres Recht anhand der EU-Richtlinie 2013/34/EU als Primär-
recht und deren Erwägungsgründe187 anstelle des Festhaltens des IDW an weit-
gehend tradierten Auslegungen einerseits sowie der restriktiven steuerlichen 
Rechtsprechung des BFH andererseits. Die Kommentarliteratur übernimmt vielfach 
die Auffassungen des IDW und BFH weitgehend unreflektiert.  

 
183 Steuerrechtlich ist im Übrigen auch die durch IDW HFA RH 1.016 zulässige gesonderte Abschrei-

bung physischer Komponenten (bspw. Separierung eines Gebäudedachs vom Gesamtgebäude) 
nicht zulässig: „Steuerlich ist der Grundsatz der Einheitlichkeit der Abschreibung eines Wirt-
schaftsguts zu beachten. Danach ist einerseits die Anwendung des Komponentenansatzes nicht 
zulässig, andererseits dürfen mehrere selbstständige Wirtschaftsgüter nicht einheitlich abge-
schrieben werden.“ Susanne Tiedchen  [MüKo § 253 HGB], Rn. 81, S. 431. 

184 „A. Problem und Ziel Die Unternehmen in Deutschland benötigen eine moderne Bilanzierungs-
grundlage. Ziel des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes ist es daher, das bewährte HGB-Bilanz-
recht zu einer dauerhaften und im Verhältnis zu den internationalen Rechnungslegungsstandards 
vollwertigen, aber kostengünstigeren und einfacheren Alternative weiterzuentwickeln, ohne die 
Eckpunkte des HGB-Bilanzrechts – die HGB-Bilanz bleibt Grundlage der Ausschüttungsbemes-
sung und der steuerlichen Gewinnermittlung – und das bisherige System der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung aufzugeben.“ Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Bilanzrechts-
modernisierungsgesetz. Bundestag Drucksache 16/10067 vom 30.7.2008, S. 1. http://dip21.bun-
destag.de/dip21/btd/16/100/1610067.pdf 

185 Das deutsche Bilanzrecht ist ansonsten geprägt durch eine fortführungsstatische Grundausrich-
tung mit dem Primat des Gläubigerschutzgedankens bei gleichzeitig (v.a. seit dem BilMoG 2009) 
zunehmender dynamischer auf den Informationszweck ausgerichteter Elemente. Vgl. André Jac-
ques Dicken; Martin Henssler [Bilanzrecht], Rn. 38-41, S. 18-19. 

186 Vgl. Rn. 114 mit Fn. 177, S. 36. 
187 „Auf der Ebene des Sekundärrechts ergeben sich subjektiv-historische Argumente aus den Er-

wägungsgründen zu einer Richtlinie, die ihrem „verfügenden Teil“ – in Erfüllung der Begründungs-
pflicht nach Art. 296 Abs. 2 AEUV – vorangestellt werden. Sie finden im nationalen Recht keine 
Entsprechung, sind aber integraler Bestandteil der Richtlinien und als solcher bei deren Auslegung 
zu berücksichtigen.“ Ulrich Preis, Adam Sagan (Hrsg.) [Europäisches Arbeitsrecht], Rz. 97 zu § 1, 
S. 43. Vgl. auch Klaus Tipke [Steuerrechtsordnung/III], S. 1239 und 1257. 
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Eine konsequente Auslegung anhand des europäischen Primärrechts bietet m.E. 
Raum für weitere Forschungsarbeiten auf dem Gebiet des Bilanzrechts. Dabei 
könnte auch untersucht werden, ob und inwieweit das Sekundärrecht anderer EU 
Staaten, wie das französische Bilanzrecht zur Auslegung herangezogen werden 
kann. Dies entspricht zwar grundsätzlich nicht der Normenhierarchie188, aber die 
Argumentation der Gesetzesbegründungen des ausländischen Rechts könnte bei 
der Auslegung des inländischen Rechts verwertet werden. Zu untersuchen wäre 
schließlich auch, ob vor diesem Hintergrund die induktive Auslegung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung eine Renaissance erleben könnte189. 
 

2. Provisions pour remises en état sind die einzige Unterposition der autres provsisi-
ons pour charges und sind in der französischen Bilanz für Rückbauverpflichtungen 
(u.ä.) anzusetzen, und zwar im vollem Umfang bei Eingang der Verpflichtung. Im 
Gegenzug wird der Erfüllungsaufwand als Anschaffungs-/Herstellungskosten se-
parat aktiviert und mittels Abschreibung bis zur Durchführung des Rückbaus ver-
teilt. Die französische Vorgehensweise entspricht den Normen der IAS/IFRS. 
 
Das deutsche Bilanzrecht sieht die Bildung von Verbindlichkeitsrückstellungen vor, 
allerdings in Form von Ansammlungs- oder Verteilungsrückstellungen. Zwar ist 
nach der Regierungsbegründung zum BilMoG die Verfahrensweise nach internati-
onalem Bilanzrecht informativer, sei aber aufgrund des Anschaffungskostenprin-
zips nicht auf das deutsche Handelsrecht übertragbar190. Da die deutsche und 
französische Sprachfassung der EU-Richtlinie 2013/34/EU das Anschaffungskos-
tenprinzip vergleichbar definiert, zeigt sich auch für diese Sachverhalte die Proble-
matik, dass das  Primärrecht national unterschiedlich ausgelegt wird. Daraus erge-
ben sich weitere Ansatzpunkte für weitergehende Untersuchungen. 

 
188 „Für die Auslegung des Unionsrechts ist der Rechtsvergleich der mitgliedstaatlichen Rechtsord-

nungen nahezu bedeutungslos, und zwar selbst dann, wenn das auszulegende Unionsrecht dem 
Recht eines Mitgliedstaates nachgebildet wurde.“ Ulrich Preis, Adam Sagan (Hrsg.) [Europäisches 
Arbeitsrecht], Rz. 99 zu § 1, S. 44 

189 Nach h.M. sind die GoB zwar vorrangig deduktiv zu ermitteln und die induktive Methode wird als 
zweitrangig angesehen, aber auch nicht vollständig außer Acht zu lassen: „In ... [der]  hermeneuti-
schen Methode sind induktive und deduktive Methode in sich vereinigt, denn einerseits lässt sich 
das Zweckgefüge durch Ableitung aus höheren Grundsätzen ermitteln und andererseits verlangt 
der Wille des Gesetzgebers zum Interessenausgleich, dass die induktiv ermittelten Anschauungen, 
Interessen und Verhaltensweisen der Beteiligten einbezogen werden.“ Helmut Graf [MüKo § 238 
HGB], Rn. 53, S. 16. Die Einbeziehung von im EU Ausland geregelten und praktizierten Verfahren 
kann zumindest folgendes Gegenargument entkräften: „Zweifel an der induktiven Ermittlung der 
GoB müssen allerdings deswegen aufkommen, weil bei allen Bilanzierungsfragen, die aufgrund 
der wirtschaftlichen Entwicklung erstmalig auftreten, die Praxis sich keineswegs über den einzu-
schlagenden Weg klar ist. Sie muß vielmehr, da entsprechende gesetzliche Regelungen fehlen, 
von den GoB ausgehen, die andererseits durch die tatsächliche Übung erst geschaffen werden 
sollen.“ Adler/Düring/Schmaltz [Kommentar/6], § 243 HGB, Rn. 13, S. 144. 

190 Vgl. Rn. 103 mit dem Zitat der Regierungsbegründung in Fn. 161, S. 33. 
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Anhang 

1. Art. 20 EG-Richtlinie 78/660/EWG französische Fassung191 

Article 20 
 
1. Les provisions pour risques et charges ont pour objet de couvrir des pertes ou dettes qui sont 
nettement circonscrites quant à leur nature mais, à la date de clôture du bilan, sont ou probables ou 
certaines mais indéterminées quant à leur montant ou à la date de leur survenance.  
 
2. Les États membres peuvent égalment autoriser la constitution de provisions ayant pour objet de 
couvrir des charges qui trouvent leur origine dans l'exercice ou un exercice antérieur et qui sont 
nettement circonscrites quant à leur nature mais, à la date de clôture du bilan, sont ou probables ou 
certaines mais indéterminées quant à leur montant ou quant à la date de leur survenance.  
 
3. Les provisions pour risques et charges ne peuvent pas avoir pour objet de corriger les valeurs des 
éléments de l’actif.  

 

2. Art. 6 EU-Richtlinie 2013/34/EU vom 26. Juni 2013192 

Artikel 6 
 
Allgemeine Grundsätze für die Rechnungslegung 
 
(1) Die im Jahresabschluss ... ausgewiesenen Posten werden gemäß folgenden allgemeinen Grunds-
ätzen angesetzt und bewertet:  
... 
c)  Bei Ansatz und Bewertung ist der Grundsatz der Vorsicht in jedem Fall zu beachten; das bedeutet 
insbesondere:  
... 
ii) Es müssen alle Risiken berücksichtigt werden, die im Laufe des betreffenden Geschäftsjahres oder 
eines früheren Geschäftsjahres entstanden sind, selbst wenn diese Risiken erst zwischen dem Bi-
lanzstichtag und dem Tag der Aufstellung der Bilanz bekannt geworden sind.   
... 
(5) Zusätzlich zu den nach Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii angesetzten Beträgen können die Mitglied-
staaten gestatten oder vorschreiben, dass alle voraussehbaren Verbindlichkeiten und potenziellen 
Verluste angesetzt werden, die im Laufe des betreffenden Geschäftsjahres oder eines früheren Ge-
schäftsjahres entstanden sind, selbst wenn diese Verbindlichkeiten oder Verluste erst zwischen dem 
Bilanzstichtag und dem Tag der Aufstellung der Bilanz bekannt geworden sind.  

 
  

 
191  Quatrième Directive du Conseil du 25 juillet 1978 fondee sur l'article 54 paragraphe 3 sous g) du 

traité et concernant les comptes annuels de certaines formes de sociétés (78/660/CEE).  
www.eur-lex.europa.eu/legal-content/FR/TXT/PDF/?uri=OJ:L:1978:222:FULL&from=FR 

192  Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den 
Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen 
bestimmter Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates. 
www.eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013L0034&from=DE 
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3. Art. 12 Nr. 12 EU-Richtlinie 2013/34/EU französische Fassung193 

12. Les provisions couvrent des pertes ou dettes qui sont nettement circonscrites quant à leur nature 
et qui, à la date de clôture du bilan, sont soit probables soit certaines, mais indéterminées quant à 
leur montant ou quant à la date de leur survenance.  
 
Les États membres peuvent également autoriser la création de provisions ayant pour objet de couvrir 
des charges qui sont nettement circonscrites quant à leur nature et qui, à la date de clôture du bilan, 
sont soit probables soit certaines, mais indéterminées quant à leur montant ou quant à la date de leur 
survenance.  
À la date de clôture du bilan, une provision représente la meilleure estimation des charges probables 
ou, dans le cas d'une perte ou d'une dette, du montant nécessaire pour l'honorer. Les provisions ne 
peuvent pas avoir pour objet de corriger les valeurs des éléments de l'actif.  

 
4. Art. 12 Nr. 12 EU-Richtlinie 2013/34/EU spanische Fassung194 

12. Las provisiones cubrirán los elementos del pasivo cuya naturaleza esté claramente definida y 
que, en la fecha de cierre del balance, sean probables o ciertos pero indeterminados en cuanto a su 
importe o en cuanto a la fecha en que vayan a surgir.  
 
Los Estados miembros podrán autorizar asimismo le creación de provisiones que tengan por objeto 
cubrir gastos que estén claramente circunscritos en cuanto a su naturaleza y que, en la fecha de 
cierre del balance, sean probables o ciertos pero indeterminados en cuanto a su importe o en cuanto 
a la fecha en que vayan a surgir. 
En la fecha de cierre de balance, una provisión representará la mejor estimación de los gastos pro-
bables o, en el caso de un elemento del pasivo, del importe requerido para su liquidación. No se 
utilizarán las provisiones para ajustar el valor de los activos.  

 
5. Art. 12 Nr. 12 EU-Richtlinie 2013/34/EU englische Fassung195 

12. Provisions shall cover liabilities the nature of which is clearly defined and which at the balance 
sheet date are either likely to be incurred or certain to be incurred, but uncertain as to their amount 
or as to the date on which they will arise.  
 
The Member States may also authorise the creation of provisions intended to cover expenses the 
nature of which is clearly defined and which at the balance sheet date are either likely to be incurred 
or certain to be incurred, but uncertain as to their amount or as to the date on which they will arise.  
At the balance sheet date, a provision shall represent the best estimate of the expenses likely to be 
incurred or, in the case of a liability, of the amount required to meet that liability. Provisions shall not 
be used to adjust the values of assets.  

 
193  Directive 2013/34/UE du Parlament européen et du Conseil du 26 juin 2013 relative aux états fi-

nanciers annuels, aux états financiers consolidés  et aux rapports y afférents de certains formes 
d'entreprises, modifiant la directive 2006/43/CE du Parlament européen et du Conseil et abro-
geant les directives 78/660/CEE et 83/349/CEE du Conseil.  
www.eur-lex.europa.eu/legal-content/FR/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013L0034&from=DE 

194  Directiva 2013/34/UE del del Parlamento Europeo y del Consejode 26 de junio de 2013 sobre los 
estados financieros anuales, los estados financieros consolidados y otros informes afines de 
ciertos tipos de empresas, por la que se modifica la Directiva 2006/43/CE del Parlamento Euro-
peo y del Consejo y se derogan las Directivas 78/660/CEE y 83/349/CEE del Consejo.  
www.eur-lex.europa.eu/legal-content/ES/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013L0034&from=DE 

195 Directive 2013/34/EU of the European Parliament and of the Council of 26 June 2013 on the annual 
financial statements, consolidated financial statements and related reports of certain types of un-
dertakings, amending Directive 2006/43/EC of the European Parliament and of the Council and 
repealing Council Directives 78/660/EEC and 83/349/EEC. 
www.eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013L0034&from=DE 



 Anhang 48 

6. Recueil des normes comptables pour les comptes annuels196 

  
 

196 Autorité des normes comptables (ANC). Recueil des normes comptables françaises. Comptes an-
nuels. Règlement n°2014-03 relatif au Plan général comptable. Entreprises industrielles et com-
merciales. Dipositions générales. Version en vigueur au 1er janvier 2016. 
www.anc.gouv.fr/cms/accueil/normes-francaises/recueils-des-normes-comptables.html 



 Anhang 49 

7. IAS 16.12-16.14197 

Nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
 
12. Nach den Ansatzkriterien in Paragraph 7 erfasst ein Unternehmen die laufenden Wartungskosten 
für diese Sachanlage nicht in ihrem Buchwert. Diese Kosten werden vielmehr bei Anfall erfolgswirk-
sam erfasst. Kosten für die laufende Wartung setzen sich vor allem aus Kosten für Lohn und Ver-
brauchsgüter zusammen und können auch Kleinteile beinhalten. Der Zweck dieser Aufwendungen 
wird häufig als ‚Reparaturen und Instandhaltungen’ der Sachanlagen beschrieben.   
 
13. Teile einiger Sachanlagen bedürfen in regelmäßigen Zeitabständen gegebenenfalls eines Ersat-
zes. Das gilt beispielsweise für einen Hochofen, der nach einer bestimmten Gebrauchszeit auszufüt-
tern ist, oder für Flugzeugteile wie Sitze und Bordküchen, die über die Lebensdauer des Flugzeuges 
mehrfach ausgetauscht werden. Sachanlagen können auch erworben werden, um einen nicht so 
häufig wiederkehrenden Ersatz vorzunehmen, wie den Ersatz der Innenwände eines Gebäudes, oder 
um einen einmaligen Ersatz vorzunehmen. Nach den Ansatzkriterein in Paragraph 7 erfasst ein Un-
ternehmen im Buchwert einer Sachanlage die Kosten für den Ersatz eines Teils eines solchen Ge-
genstandes zum Zeit- punkt des Anfalls der Kosten, wenn die Ansatzkriterien erfüllt sind. Der Buch-
wert jener Teile, die ersetzt wurden, wird gemäß den Ausbuchungsbestimmungen dieses Standards 
ausgebucht (siehe Paragraph 67-72).   
 
14. Eine Voraussetzung für die Fortführung des Betriebs einer Sachanlage (z.B. eines Flugzeugs) 
kann die Durchführung regelmäßiger größerer Wartungen sein, ungeachtet dessen ob Teile ersetzt 
werden. Bei Durchführung jeder größeren Wartung werden die Kosten im Buchwert der Sachanlage 
als Ersatz erfasst, wenn die Ansatzkriterien erüllt sind. Jeder verbleibende Buchwert der Kosten für 
die vorhergehende Wartung (im Unterschied zu physischen Teilen) wird ausgebucht. Dies erfolgt 
ungeachtet dessen, ob die Kosten der vorhergehenden Wartung zu der Transaktion zugeordnet wur-
den, bei der die Sachanlage erworben oder hergestellt wurde. Wenn erforderlich können die ge-
schätzten Kosten einer zukünftigen ähnlichen Wartung als Hinweis benutzt werden, worauf sich die 
Kosten des jetzigen Wartungsbestandteils zum Zeitpunkt des Erwerbs oder der Herstellung der Sach-
anlage beliefen.   
 

  

 
197 IAS 16 in Verordnung (EG) Nr. 2238/2004 der Kommission vom 29. Dezember 2004 zur Änderung 

der Verordnung (EG) Nr. 1725/2003 betreffend die Übernahme bestimmter internationaler Rech-
nungslegungsstandards in Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates betreffend IFRS 1 und IAS Nrn. 1 bis 10, 12 bis 17, 19 bis 24, 
27 bis 38, 40 und 41 und SIC Nrn. 1 bis 7, 11 bis 14, 18 bis 27 und 30 bis 33, S. 63. 
www.drsc.de/docs/press_releases/EG-VO_IAS1ua_291204_deu.pdf 



 Anhang 50 

8. IAS 16.43-16.47198 

Abschreibung  
 
43. Jeder Teil einer Sachanlage mit einem bedeutsamen Anschaffungswert im Verhältnis zum ge-
samten Wert des Gegenstandes wird getrennt abgeschrieben.   
 
44. Ein Unternehmen ordnet den erstmalig angesetzten Betrag einer Sachanlage zu ihren bedeutsa-
men Teilen zu und schreibt jedes dieser Teile getrennt ab. Es kann zum Beispiel angemessen sein, 
das Flugwerk und die Triebwerke eines Flugzeugs getrennt abzuschreiben, sei es als Eigentum oder 
aufgrund eines Finanzierungsleasings angesetzt.   
 
45. Ein bedeutsamer Teil einer Sachanlage kann eine Nutzungsdauer und eine Abschreibungsme-
thode haben, die identisch mit denen eines anderen bedeutsamen Teils desselben Gegenstandes 
sind. Diese Teile können bei der Bestimmung des Abschreibungsaufwandes zusammengefasst wer-
den.   
46. Soweit ein Unternehmen einige Teile einer Sachanlage getrennt abschreibt, schreibt es auch den 
Rest des Gegenstandes getrennt ab. Der Rest besteht aus den Teilen des Gegenstandes, die einzeln 
nicht bedeutsam sind. Wenn ein Unternehmen unterschiedliche Erwartungen in diese Teile setzt, 
können Angleichungsmethoden erforderlich werden, um den Rest in einer Weise abzuschreiben, die 
den Abschreibungsverlauf und/oder die Nutzungsdauer der Teile genau wiedergibt.   
 
47. Ein Unternehmen kann sich auch für die getrennte Abschreibung der Teile eines Gegenstandes 
entscheiden, deren Anschaffungskosten im Verhältnis zu den gesamten Anschaffungskosten des 
Gegenstandes nicht signifikant sind.   

 
  

 
198  IAS 16 in Verordnung (EG) Nr. 2238/2004 der Kommission vom 29. Dezember 2004 zur Änderung 

der Verordnung (EG) Nr. 1725/2003 betreffend die Übernahme bestimmter internationaler Rech-
nungslegungsstandards in Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates betreffend IFRS 1 und IAS Nrn. 1 bis 10, 12 bis 17, 19 bis 24, 
27 bis 38, 40 und 41 und SIC Nrn. 1 bis 7, 11 bis 14, 18 bis 27 und 30 bis 33, S. 67. 
www.drsc.de/docs/press_releases/EG-VO_IAS1ua_291204_deu.pdf 



 Anhang 51 

9. Art. 2 und 6 EU-Richtlinie 2013/34/EU deutsche Fassung199 

Artikel 2  
 
Begriffsbestimmungen  
 
Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck  
... 
6. "Anschaffungskosten" den Einkaufpreis samt Nebenkosten, vermindert um alle zurechenbaren An-
schaffungspreisminderungen;   
 
Artikel 6  
 
Allgemeine Grundsätze für die Rechnungslegung  
 
(1) Die im Jahresabschluss und im konsolidierten Abschluss ausgewiesenen Posten werden gemäß 
folgenden allgemeinen Grundsätzen angesetzt und bewertet:  
... 
i) Posten im Abschluss werden gemäß dem Anschaffungs- oder dem Herstellungskostenprinzip be-
wertet.  

 

10. Art. 2 und 6 EU-Richtlinie 2013/34/EU französische Fassung200 

Article 2  
 
Définitions  
 
Aux fins de la présente directive, on entend par:  
... 
6)  "prix d'acquisition", la somme du prix d'achat et des éventuels frais accessoires moins les éven-
tuelles réductions accessoires du coût d'acquisition;   
 
Article 6  
 
Principes généraux de l'information financière  
 
1. Les postes présentés dans les états financiers annuels et consolidés sont comptabilisés et évalués 
conformément aux principes généraux suivants:  
... 
i) les postes comptabilisés dans les états financiers sont évalués conformément à leur prix d'acquisi-
tion ou leur coût de revient; et  

 
 
 

 
199  Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den 

Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen 
bestimmter Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates. 
www.eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013L0034&from=DE 

200  Directive 2013/34/UE du Parlament européen et du Conseil du 26 juin 2013 relative aux états fi-
nanciers annuels, aux états financiers consolidés  et aux rapports y afférents de certains formes 
d'entreprises, modifiant la directive 2006/43/CE du Parlament européen et du Conseil et abro-
geant les directives 78/660/CEE et 83/349/CEE du Conseil. 
www.eur-lex.europa.eu/legal-content/FR/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013L0034&from=DE 

http://www.eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013L0034&from=DE

